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Unternehmenskennzahlen

Technik 2009 2008

Transportmenge GWh 35.175 * 35.418 *

Rohrnetzlänge km 12.102,5 * 12.073 *

Hochdruck km 2.184 * 2.175 *

Versorgungsnetz km 9.918,5 * 9.898 *

Hausanschlüsse Stück 286.167 * 283.751 *

Installierte Gaszähler inkl. ZMU/TMU Stück 794.576 * 798.823 *

Versorgte Fläche km2 8.800 * 8.800 *

Versorgte Gemeinden / Ortsteile Anzahl 347 * 347 *

Personal 2009 2008

Mitarbeiter Anzahl 335 * 288 *

Jahresabschluss 2009 2008

Bilanzsumme Mio. Euro 117,6 * 107,1 *

Kapitalanteile der Kommanditisten Mio. Euro 1,0 * 1,0 *

Umsatz Mio. Euro 309,5 278,3

EBIT Mio. Euro 23,7 – 9,8

Jahresüberschuss Mio. Euro 19,9 – 9,1

Operativer Cashflow Mio. Euro 20,6 – 13,0

	 * per 31.12. des Geschäftsjahres
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Wenn Sie diesen Geschäftsbericht in Händen halten, 

erwarten Sie natürlich Wissenswertes zu unserer finan­

ziellen Entwicklung. Um es kurz vorwegzunehmen: Das 

Geschäftsjahr 2009 war für die NBB durchaus positiv; 

unsere 335 Mitarbeiter erarbeiteten der Wirtschaftskrise 

zum Trotz einen Gewinn von etwa 20 Millionen Euro. Doch 

nicht nur der monetäre Erfolg zählt. Schließlich erfüllt die 

NBB als Netzgesellschaft in erster Linie eine Betriebs- und 

Versorgungsaufgabe. Diese Aufgabe mit Umsicht und 

Professionalität im Interesse aller Energiekunden erfüllt 

zu haben, ist vielleicht der größere Erfolg. Immerhin sind  

Millionen von Menschen in Berlin, Brandenburg und ande­

ren Teilen der Republik auf die kontinuierliche Versorgung 

mit Energie angewiesen.

Für die meisten Menschen ist die jederzeitige Verfügbar­

keit von Energie heutzutage eine Selbstverständlichkeit. 

Damit das auch künftig so ist, floss zum Beispiel seit 1994 

rund eine Milliarde Euro in die Sanierung und den Ausbau 

des Berliner Gasnetzes und die Anzahl der Hausanschlüsse 

konnte um ein Drittel gesteigert werden, in den vergange­

nen vier Jahren unter unserer Regie.

Aber nicht alles lässt sich planen in einem über Jahrzehnte 

gewachsenen, heterogenen Netz, und Störungen lassen 

sich nicht vollständig vermeiden. Daher legen wir auf eine 

hohe Reaktionsgeschwindigkeit Wert, etwa um durch 

Tiefbauarbeiten versehentlich herbeigeführte Schäden 

schnell zu beheben und Gefahren zu minimieren. Denn 

Sicherheit bedeutet für uns nicht nur Verfügbarkeit. Es 

bedeutet auch, einen für Mensch und Material ungefähr­

lichen Betrieb zu ermöglichen und Störungen oder Notfälle 

auf das Minimum zu begrenzen. Sollten dennoch Notfälle 

oder Krisenereignisse eintreten, ist Schnelligkeit gefragt – 

und eine gute Organisation. Wie der griechische Staats­

mann Perikles bereits im fünften Jahrhundert vor Christus 

feststellte: „Es kommt nicht darauf an, die Zukunft vor­

auszusehen, sondern auf die Zukunft vorbereitet zu sein.“

Wie wir auf Unvorhersehbares vorbereitet sind, möchten 

wir Ihnen auf den folgenden Seiten vorstellen. Wir sind 

überzeugt, mit unserem Ereignis- und Kommunikations­

management ein Höchstmaß an Sicherheit für Berlin, 

Brandenburg und andere betreute Netzregionen zu bie­

ten. Dazu unterhalten wir eine professionelle, bundesweit 

einzigartige Zentrale Melde- und Leitstelle und verfügen 

über ein ausgefeiltes und trainiertes Ereignis- und Kom­

munikationsmanagement. Unser Versprechen: Ein Krisen­

management, das dank einer sparten- und unternehmens­

übergreifenden Koordination und Kommunikation noch 

mehr Sicherheit für die Bevölkerung bietet. Kooperationen 

sollen eine noch bessere Reaktion auf Unfälle oder Natur­

katastrophen ermöglichen.

Ihre NBB hat die Expertise für Effizienz und Sicherheit nicht 

nur beim Gas, sondern bei allen Infrastrukturen. Darauf 

können sich Berlin und Brandenburg verlassen.

Ulf Altmann

Technischer Geschäftsführer

Frank Behrend 

Kaufmännischer Geschäftsführer

Vorwort
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Das Ereignis- und Kommunikationsmanagement 	

der NBB

Vernetzte Sicherheit

Verantwortung übernehmen. 

Für mehr Sicherheit. Für alle Netze.
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Um die Sicherheit von Mensch und Material zu gewährleisten,  

ist es unabdingbar, Krisen zu „üben“. Wer durch so gewonnene  

Routine eine fristgerechte und professionelle Kommunikation  

beherrscht, Entscheidungen schnell trifft und Reaktionen spontan  

einleitet, kann Krisen nicht nur besser meistern, sondern viele  

in den Anfängen eindämmen.

In Krisen richtig
kommunizieren

Albrecht Broemme 

Präsident der Bundesanstalt  

Technisches Hilfswerk (THW)  

und ehemaliger Landesbrand- 

direktor Berlin, sieht in der  

schnellen und ehrlichen  

Kommunikation beste  

Chancen, einer Krise effektiv  

zu begegnen. 

8  Vernetzte sicherheit
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Wie sollte das Krisentraining aussehen?

„Es gibt viele Arten: Die NBB beispielsweise verfügt über 

ein eigenes Übungsgelände, auf dem Service- und Sicher­

heitspersonal lernt, mit alltäglichen und ungewöhnlichen 

Situationen fertig zu werden. Das verbessert die Reak­

tion vor Ort. Wichtig ist aber auch, unternehmens- oder 

bereichsübergreifende Übungen durchzuführen. Öffent- 

liche Einrichtungen, Infrastrukturbetreiber und Unterneh- 

men lernen dabei, zu kommunizieren und zu kooperieren. 

Aus den Erfahrungen kristallisieren sich geeignete Verant­

wortlichkeiten und Kommunikationswege heraus, die in 

echten Krisensituationen hilfreich sind.“

Was macht die perfekte Kommunikation aus?

„Eine Voraussetzung ist, dass die Regeln bereits fest- 

stehen, bevor der Ernstfall eintritt, und zwar für die 

interne und externe Kommunikation. Größere Netzbetrei­

ber verfügen typischerweise über einen Störungsnot­

ruf und ein separates Krisenmanagement. Das Team der 

Störungsstelle muss sicher abwägen, ob Art oder Anzahl 

der Störungen auf eine potenzielle Krise wie den langfris­

tigen Ausfall eines Netzabschnitts schließen lässt und der 

Krisenstab zu benachrichtigen ist. Ein mehrtägiger Aus- 

fall von Strom oder Gas, vielleicht sogar verbunden mit 

einem Schneechaos, wäre zum Beispiel eine Krise. Dann 

ist eine routinierte Kommunikation das A und O, damit  

die Bevölkerung informiert ist, Techniker beauftragt und 

Hilfs- oder Sicherheitsdienste einbezogen werden. Zu klä­

ren ist auch, ob kranke oder ältere Menschen besondere 

Hilfe benötigen, ob der Energieengpass Einfluss auf zen­

trale Einrichtungen oder Arztpraxen hat und dergleichen. 

Sie sehen, allein bei diesem Beispiel wären vielleicht Radio 

und Zeitung, technische Dienstleister, Polizei, städtische 

Dienste oder unser THW eingebunden. Wer – wie die NBB –  

Kontakte zu diesen Stellen auch in ‚ruhigen’ Zeiten pflegt, 

ist klar im Vorteil.“

Krisenmanagement ist also keine Sache der öffent

lichen Hand allein?

„Nein, sicher nicht. Es ist zwar in vielen Fällen hilfreich, 

wenn zum Beispiel die Stadt- oder Kreisverwaltung die Kri­

senleitung übernimmt. Aber das heißt nicht, dass andere in 

einer passiven Rolle sind. Beispielsweise die Industrie oder 

Verkehrsunternehmen spielen eine wichtige Rolle, ob als 

Krisenbetroffene oder als Helfende. Sie sind daher ebenso 

Teil der Kommunikationskette wie die öffentlichen Einrich­

tungen. Erprobt wird das beispielsweise in den jährlichen 

länderübergreifenden Übungen. Und je realistischer das 

Training abläuft, desto besser sind die Beteiligten – von der 

Krisenstabsleitung bis zum Helfer vor Ort – auf den worst 

case vorbereitet.“

Ist Berlins Energielandschaft sicher für Krisen auf

gestellt?

„Aus meiner Zeit als Leiter der Berliner Feuerwehr weiß 

ich, dass die Kooperation zwischen Feuerwehr, Polizei 

und den Energienetzbetreibern vorzüglich funktioniert. 

Ob Krise oder Störfall – die Geschwindigkeit, mit der die 

NBB reagiert, ist beispielhaft. Da Berlin nicht nur Millionen­

stadt, sondern auch Regierungssitz ist, ist dies ein Beitrag 

zur Versorgungssicherheit und im Ernstfall auch zur politi­

schen Stabilität unseres Landes.“

Herr Broemme, als Präsident des THW haben Sie die 

unterschiedlichsten Krisensituationen kennengelernt.  

Wie lässt sich mit einer kritischen Situation am bes-

ten umgehen?

Albrecht Broemme: „Um einer Krise optimal zu begeg­

nen, muss man auf sie vorbereitet sein. Sicherlich wird es 

niemandem gelingen, genau das Szenario zu entwickeln, 

das treffsicher die nächste Krisensituation beschreibt. 

Improvisationstalent und Spontaneität sind daher immer 

gefragt. Aber man kann üben, wie man Krisen erkennt, 

erfasst, kommuniziert und auf sie reagiert. Dieses Training 

schult in mehrfacher Hinsicht: Es schärft die Aufmerksam­

keit, die Entscheidungs- und Reaktionsgeschwindigkeit. 

Und es hilft, ein Eskalieren der Situation zu vermeiden.“

Was meinen Sie mit Eskalation?

„Eine Situation kann immer eskalieren, etwa weil sich 

ungünstige Umstände addieren. Was sich allerdings durch 

das Training vermeiden lässt: beherrschbare Situationen 

so lange zu ignorieren, bis einem die Kontrolle verloren­

geht. Damit umzugehen ist nicht einfach, denn es liegt in 

der Natur des Menschen, Fehler oder Missstände selbst 

beheben zu wollen, bevor er sich anderen offenbart. 

Aber genau hier liegt die Herausforderung: Entscheider 

müssen wissen, wann sie eine Krise haben und wem sie 

sich mitteilen müssen, bevor die Situation sie überfor­

dert. Übungen sind hierfür ein geeignetes Mittel, denn 

hier dürfen Fehler ohne Auswirkung auf Leib und Leben  

passieren.“

Krisenmanagement ist Übungssache

H a ndeln      m i t  he   r z  und ve       r s ta nd

Übung macht den Meister – das gilt auch für das Krisenmanagement.  

Albrecht Broemme, Präsident der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW),  

sieht in der „Probe für den Ernstfall“ mehr als einen Belastungstest.  

Übungen decken Fehler auf, helfen beim Optimieren von Strukturen und  

steigern die Spontaneität. Und sie zeigen, welche Gefahren in einer  

zu späten oder falschen Kommunikation stecken.
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Die Verfügbarkeit von Strom, Gas, Wasser, Telefon und Internet  

ist nicht nur wesentlich für die Lebensqualität jedes Einzelnen,  

sondern auch essenziell für die Aufrechterhaltung des öffentlichen  

Lebens. Ein professionelles Krisenmanagement seitens  

der Energiewirtschaft bedeutet daher – besonders in Berlin –  

mehr als nur das Herstellen von Versorgungssicherheit.

Ulrich Freise,  

Staatssekretär in der  

Berliner Senatsverwaltung  

für Inneres, ist verant- 

wortlich für das zentrale  

Krisenmanagement des 

Landes Berlin.

Energie-Engpässe
immer vermeiden

12  Vernetzte sicherheit
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Im Fokus unserer Forschung steht zivile Sicherheit. Sie lässt  

sich nur gewährleisten, wenn die kritischen Infrastrukturen  

unserer modernen Gesellschaft funktionieren. Denn zum  

Beispiel Krankenhäuser, Verkehrsnetze, Dämme, Kraftwerke  

und sicherheitstechnische Anlagen sind essenziell und  

brauchen eine intakte und zuverlässige Energieversorgung.  

Vernetztes Denken und Handeln ist hierzu unentbehrlich.

Forschen für  
zivile Sicherheit

Christoph Stroschein

Geschäftsführer

German European Security

Association e.V. (Berlin) und  

German European Security  

and Safety Institute e.V.  

(Potsdam) sucht neue Prozesse  

für mehr Sicherheit.

14  Vernetzte sicherheit
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Erwarte das Unerwartete – nach diesem Motto arbeitet das Ereignis- und  

Kommunikationsmanagement der NBB. Dank qualitätsgesicherter Prozesse  

nach ISO 9001 und der hohen Sensibilität der Mitarbeiter ist gewährleistet,  

dass von der Störung am Hausanschluss bis hin zum Versorgungsausfall  

eines Netzabschnitts alle Situationen beherrschbar bleiben.

Das Störungsmanagement der NBB 

ist bei jeder Störung äußerst  

wachsam. Denn je professioneller 

eine Störung von Anfang an  

behandelt wird, desto höher ist  

die Chance, einen Notfall oder  

eine Krisensituation zu vermeiden.

Sicherheit ist planbar

Ein in etlichen Jahrzehnten gewachsenes Gasnetz wie in Berlin zu betreiben, stellt 

hohe Anforderungen an die Instandhaltung und das Störungsmanagement. Denn 

obwohl das Berliner Gasnetz zu den sichersten und wirtschaftlichsten von Europas 

Metropolen gehört, kann jeden Tag eine unvorhersehbare Störung des Betriebs 

auftreten. Das stellt uns als Netzbetreiberin von einer Sekunde auf die andere vor 

neue Herausforderungen. Und dies ist nicht nur in Berlin so, denn Gas-, Strom-, 

Wasser- oder Wärmenetze sind niemals hundertprozentig ausfallsicher.

Dass wir von unvorhersehbaren Ereignissen trotzdem nicht überrascht werden, 

verdanken wir unter anderem unserer Zentralen Melde- und Leitstelle (ZML). Sie 

nimmt die Störungsmeldungen von Privat- und Industriekunden entgegen und 

leitet auf Basis standardisiert geführter Interviews die nötigen Schritte ein, um den 

normalen Betrieb wiederherzustellen. 

Schnell kanalisieren, zielgerichtet kommunizieren 

Während Störungen typischerweise sofort den in Bereitschaft stehenden Instand­

haltungsteams gemeldet und im Tagesgeschäft behoben werden, rufen unsere 

Kollegen der ZML bei einer potenziellen Gefährdung unser Notfallteam und gege­

benenfalls auch Feuerwehr oder andere Einsatzkräfte zu Hilfe. Schnell und sicher 

müssen die Mitarbeiter der ZML und der Entstörtrupps auch entscheiden, ob ein 

Ereignis vorliegt, das aufgrund seines Krisenpotenzials ein spezielles Manage­

ment erfordert. Diese Professionalität – vom ersten Anruf bis zur Bewältigung 

des Ereignisses – minimiert die Chaosphase, vereinfacht die Entscheidungsfin­

dung, schafft Sicherheit im Handeln und beschleunigt das Wiederherstellen des  

Erwarte das Unerwartete

D a s  E r eignis      -  und     Ko m m unik    at i o ns  m a n a ge  m en  t  de   r  N B B

„�Die Kunst ist, auch auf 

überraschende Ereignisse 

routiniert zu reagieren.“ 

 
Stephan Boy,  
Leiter Unternehmenssicherheit, NBB
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In Krisen einen kühlen Kopf zu  

bewahren, gelingt, wenn das ganze  

Team sich jederzeit der Risiken  

und Handlungsoptionen bewusst ist.  

Die NBB ist daher so organisiert  

und trainiert, dass tagtäglich gelebte  

Strukturen und Abläufe auch  

Krisensituationen gerecht werden.

Stärker vernetzen und besser standardisieren

Damit der unternehmensübergreifende Informationsfluss und die Kooperation 

in Krisen künftig noch besser funktioniert, engagieren wir uns an verschiede­

nen Stellen. Berlin zum Beispiel soll von dem Projekt SIMKAS 3D profitieren. Hier 

arbeiten Institute gemeinsam mit Vattenfall, den Berliner Wasserbetrieben und 

der NBB an einem dreidimensionalen Modell, das die Auswirkungen von Schä­

den oder Versorgungsausfällen auf andere Infrastrukturen simuliert. Es liegt auf 

der Hand: Wenn Gas fehlt, fallen über kurz oder lang Gaskraftwerke aus. Oder 

Überschwemmungen können Auswirkungen auf das elektrische Netz haben. Die 

jeweiligen Abhängigkeiten zu erkennen und schnell ganzheitliche Lösungen für 

die Krisensituation zu erarbeiten, ist unser Ziel. Außerdem setzen wir uns für eine 

bundesweite Standardisierung und Qualitätssicherung des Krisenmanagements 

ein. Für mehr Sicherheit in Berlin und in ganz Deutschland.

normalen Zustands. Oft lassen sich Ereignisse sogar ent­

schärfen: Risiken zu erkennen, zu durchdenken und das 

Tagesgeschäft so zu strukturieren, dass es einer Krise 

gewachsen ist, verhindert die Eskalation.

Wichtig ist hierzu nicht nur eine Organisation, die auf 

einem straffen, qualitätsgesicherten Regelwerk basiert, 

sondern ebenso ein rund um die Uhr einsatzbereites Team. 

Unsere permanent erreichbare Störungszentrale ist nur 

ein Teil des Ganzen. Techniker müssen in Rufbereitschaft 

stehen, um beispielsweise bei Störungen im Gasnetz bin­

nen 30 Minuten am Schadensort zu sein. Zudem muss 

ein mehrköpfiges Team Tag und Nacht einen Krisenstab 

bilden können, wenn eine Situation mit normalen Mitteln 

nicht mehr zu beherrschen ist. Diese Organisation verlangt 

Größe. Viele Netzbetreiber haben allein aufgrund der 

Personalsituation keine Möglichkeit, ein gleichwertiges 

Störungs-, Notfall und Krisenmanagementsystem aufzu­

setzen. Aber sie können diese Aufgaben der NBB anver­

trauen. Neben der GASAG nutzen bereits etliche Netzbe­

treiber außerhalb Berlins die Synergien, die unser Modell 

bietet, und steigern so die Sicherheit ihrer Infrastruktur bei 

verminderten Kosten. Großflächige Versorgungsausfälle, 

Wetterkatastrophen, umweltrelevante Ereignisse und der­

gleichen mehr – Ereignisse, mit denen die meisten Infra­

strukturbetreiber nur einmal in ihrem Leben konfrontiert 

werden – verlieren dadurch nicht an Relevanz, aber dank 

des routinierten Vorgehens an Schrecken. Der Aufbau 

eines eigenen Krisenmanagements wird so entbehrlich.

In Krisen Kompetenz beweisen

Damit aus Ereignissen keine Krisen werden, bedarf es 

schneller, sicherer Entscheidungen, eines etablierten Netz­

werks und einer ausgefeilten Kommunikation. Unser Team 

trainiert daher regelmäßig. Denn auch wenn sich das  

nächste Ereignis nicht vorhersagen lässt, kann man sich 

dennoch darauf vorbereiten. Zweimal jährlich stellen wir  

unser Ereignis- und Kommunikationsmanagement (EKM) 

auf die Probe und simulieren den Ernstfall. Dazu gehö­

ren Einsätze, bei denen virtuelle Störungen behoben und 

Gefahren für die Allgemeinheit abgewendet werden müs­

sen. Und dazu gehört auch, das Netzwerk an Partnern 

einzubeziehen. Ob Feuerwehr oder Tagespresse, Stadt­

verwaltung oder Chemiewerk: Nur wenn die potenziellen 

Partner mittrainieren, ist und bleibt das gesamte System fit 

für den Ernstfall.

Ein wesentlicher Baustein unseres Ereignis- und Kom­

munikationsmanagements ist die Kommunikation: Kurze 

interne Wege, direkte Kommunikation zu anderen Versor­

gungsunternehmen, zur Stadt und zur Presse helfen, pro­

fessionell mit kritischen Ereignissen umzugehen. Oft lässt 

sich der Situation bereits die Schärfe nehmen, wenn Vor­

fälle und Folgen frühzeitig bekannt gegeben werden und 

alle – vom Partner bis zum Energiekunden – sich rechtzeitig 

auf die Situation einstellen können.

„��Krisen können durch 

falsche Kommunikation 

zu einer Katastrophe 

werden.“ 

 
Carsten Döring, 
Leiter Unternehmenskommunikation, NBB
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der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommuni­

kation, Post und Eisenbahnen (BNetzA). 

Die Entscheidungen der BNetzA haben maßgeblichen Ein­

fluss auf die Branche, die weiterhin durch einen wachsen­

den Wettbewerbs- und Kostendruck geprägt ist. Da Trans­

portentgelte die wesentliche Umsatzerlösquelle der NBB 

Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (NBB) 

darstellen, wirken sich dahingehende Entscheidungen der 

BNetzA unmittelbar auf die wirtschaftliche Situation der 

NBB aus.

Das Jahr 2009 war bestimmt durch das Inkrafttreten  

der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) zum 1. Januar  

2009, die das System der Kostenregulierung ablöst. Kern­

element der Anreizregulierung ist die Festlegung von  

Erlösobergrenzen für die Netzbetreiber für jedes Jahr einer  

Regulierungsperiode. Auf dieser Basis haben die Netz­

betreiber ihre Netzentgelte zu ermitteln. Die positive Dif­

ferenz zwischen den Kosten des Netzbetriebs und den 

genehmigten Erlösen verbleibt bei den Netzbetreibern, so 

dass diese einen Anreiz haben, ihre Kosten zu senken. 

Die Kosten sind wiederum die Basis für die Berechnung der 

Erlösobergrenzen für folgende Regulierungsperioden. Die 

erste Regulierungsperiode startete am 1. Januar 2009 und 

läuft bis zum 31. Dezember 2012. Die sich anschließende 

zweite Regulierungsperiode hat eine Laufzeit von 5 Jahren 

und endet am 31. Dezember 2017. Die dargestellte Sys­

tematik der Anreizregulierung soll ein weiteres Absinken 

der Netzentgelte sicherstellen. Auf der Grundlage der am 

23. Dezember 2008 durch die BNetzA zugestellten Erlös­

obergrenzen hat die NBB für das Jahr 2009 die Netzent­

gelte ermittelt und veröffentlicht. 

Um die Investitionstätigkeit der Netzbetreiber durch die 

Systematik der Anreizregulierung nicht zu hemmen, sieht 

§  25 ARegV auf Antrag des Netzbetreibers die Gewährung 

eines pauschalierten Investitionszuschlages (PIZ) vor, der 

jährlich 1 % der Kapitalkosten betragen kann und in die 

Erlösobergrenzen einbezogen wird. Die NBB hat für die von  

ihr betriebenen Netze den zu beantragenden PIZ ermittelt 

und bei der BNetzA angezeigt. Der bei der BNetzA ange­

zeigte PIZ wurde in der Erlösobergrenzengenehmigung 

der BNetzA für das Jahr 2009 eingearbeitet.

1.1	� Politische und wirtschaftliche  

Rahmenbedingungen

Nach dem Konjunkturbericht des Bundesverbandes deut- 

scher Banken e. V. vom Oktober 2009 hat die deutsche 

Wirtschaft die schärfste Rezession seit dem Zweiten 

Weltkrieg im Frühjahr dieses Jahres beendet. Das Brutto­

inlandsprodukt stieg im zweiten Quartal 2009 saison­

bereinigt um 0,3 % gegenüber der Vorperiode, in den  

4 Quartalen zuvor war die Wirtschaftsleistung kumuliert 

um 6,7 % gesunken.

Auch das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech­

nologie spricht von einer konjunkturellen Wende in 

Deutschland, deren Ausgangspunkt die weltwirtschaft­

liche Erholung bildet. Daneben kommen in der Binnen­

wirtschaft verstärkt die Maßnahmen der verabschiedeten 

Konjunkturprogramme zum Tragen. Während beim pri­

vaten Konsum die Pkw-Umweltprämie nachwirkt sowie 

zusätzliche Abgabenentlastungen und Transfererhöhun­

gen die Einkommen stützen, profitiert die Bauwirtschaft 

von der Umsetzung der öffentlichen Infrastrukturmaß- 

nahmen.

Auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit und der Abbau von  

Beschäftigung halten sich bisher in Grenzen. Vor diesem  

Hintergrund hat neben einer Reihe von Instituten und 

Organisationen auch die Bundesregierung für 2009 eine 

reale Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes von 

– 5,0 % festgestellt gegenüber ursprünglich prognostizier- 

ten – 6,0 % und für 2010 hat die Bundesregierung ihre 

Prognose der Wachstumsrate von + 0,5 % auf + 1,2 % 

angehoben.

Ein nachhaltiger und zunehmend selbsttragender Erho­

lungsprozess ist damit aber noch nicht gesichert. Insbe­

sondere sind die Produktionskapazitäten trotz Erholungs- 

tendenzen noch stark unterausgelastet und beeinträch­

tigen die Perspektiven am Arbeitsmarkt. Auch bleiben 

Unsicherheiten an den Finanzmärkten trotz anhaltender 

Besserung weiterhin bestehen.

Die Nachfrage im Bauhauptgewerbe fiel im September 

erneut recht kräftig um preis- und saisonbereinigt 5,9 %. 

Tendenziell ist aber eine Steigerung zu erwarten (Drei­

monatsvergleich: + 1,2 %). Zwar blieb das Geschäftsklima 

im Bauhauptgewerbe stark eingetrübt, die staatlichen Infra- 

strukturmaßnahmen sprechen aber für gewisse Impulse 

bei der Bautätigkeit in den kommenden Monaten. Die 

Konjunkturpakte der Bundesregierung zeigen auch am 

Bau in der Region Berlin-Brandenburg erste Wirkungen, 

insgesamt aber bleibt der öffentliche Bau in dieser Region 

bisher ebenfalls deutlich hinter dem Umsatz und den Auf­

tragseingängen des Vorjahres zurück. 

Die Wirtschaftskrise trifft zunehmend auch die Energie­

versorger. Der Gas- und Stromverbrauch und somit auch 

der Anteil der durchgeleiteten Mengen ist in Deutsch­

land im ersten Halbjahr 2009 so stark gesunken wie seit 

der Wiedervereinigung nicht, wie der Bundesverband 

der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) mitteilte. Die 

Branche verzeichnete einen Rückgang von insgesamt 8 %. 

Dabei wurden rund 6 % weniger Strom nachgefragt als im 

entsprechenden Vorjahreszeitraum. Der Gasabsatz sank 

sogar um rund 11 %. Hauptgrund für den Rückgang ist 

dem Verband zufolge die gesunkene Industrieproduktion. 

Die Produktionsdrosselungen in energieintensiven Bran­

chen wie der Autoindustrie führten bereits seit Oktober 

2008 zu einem niedrigeren Energiebedarf, hieß es. Nach 

BDEW-Schätzungen ist der Gas-  und Stromabsatz im  

ersten Halbjahr 2009 allein in der Industrie um rund  

15 % zurückgegangen.

1.2	� Energiepolitische, rechtliche und  

wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Mit dem Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), das am 13. Juli 

2005 in Kraft getreten ist und durch welches eine sichere,  

preisgünstige, umweltverträgliche, verbraucherfreund- 

liche und effiziente Versorgung mit Elektrizität und Gas 

im Interesse der Allgemeinheit gewährleistet werden soll, 

erfolgte die Einführung des regulierten Netzzugangs. Die 

Zuständigkeit der Regulierung auf Bundesebene obliegt 
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chungen der tatsächlichen Transportmengen von den 

Mengenprognosen.

Liegen die Erlöse über den Kosten, ist der Differenzbetrag 

zuzüglich einer Verzinsung des durchschnittlich gebun­

denen Betrages mit einem angemessenen Zinssatz kosten­

mindernd in Ansatz zu bringen. Liegen die Erlöse unter  

den Kosten, kann der Differenzbetrag zuzüglich einer 

Verzinsung des durchschnittlichen Differenzbetrages mit 

einem angemessenen Zinssatz kostenerhöhend in Ansatz 

gebracht werden. Eine Saldierung erfolgt pro Regulie­

rungsperiode. Der saldierte Differenzbetrag 2008 wirkt 

in den Jahren 2010 bis 2012 netzentgelterhöhend. Die 

periodenübergreifende Saldierung fand für das Jahr 2008 

letztmalig ihre Anwendung und wird ab 2009 durch das 

Regulierungskonto ersetzt.

Auf dem Regulierungskonto wird die Differenz zwischen 

der Erlösobergrenze und den vom Netzbetreiber erzielten 

Erlösen gemäß §  5 Abs. 1 S. 1 ARegV jährlich verbucht. 

Gleiches gilt gemäß §  5 Abs. 1 S. 2 ARegV für die Differenz 

zwischen den im Kalenderjahr bei der Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen entstandenen Kosten und 

den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen  

Ansätzen.

Einen weiteren gesetzlichen Meilenstein stellt die am 

17. Oktober 2008 in Kraft getretene und im Jahr 2009 

erstmals wirksam gewordene Messzugangsverordnung 

(MessZV) dar. Auf der Basis der MessZV sind Muster eines 

Messstellenbetreiber- sowie eines Messrahmenvertrages 

von den Netzbetreibern zu veröffentlichen, um dritten 

Messstellenbetreibern und Messdienstleistern die Plat­

zierung ihrer Dienstleistungen am Markt zu ermöglichen.  

Die NBB hat der verordnungsrechtlichen Anforderung fol­

gend entsprechende Muster veröffentlicht. 

Des Weiteren sind mit der in §  41d GasNZV geforderten 

Einspeisung von Biogas weitreichende Auswirkungen auf 

die Betreiber von Gasversorgungsnetzen verbunden. Der 

Netzbetreiber trägt die im Zuge der Errichtung einer Bio­

gasanlage anfallenden Investitionskosten für den Netzan­

schluss zunächst zu 100 %. 50 % dieser Kosten werden 

vom Betreiber der Biogasanlage (Anschlussnehmer) über­

nommen. Die Kapitalkosten aus den restlichen 50 % der 

Netzanschlusskosten sowie der mit dem Netzanschluss  

verbundene laufende Aufwand werden dem marktgebiets­

aufspannenden Netzbetreiber gemeldet und den für den  

Netzanschluss verantwortlichen Netzbetreiber erstattet. 

Der marktgebietsaufspannende Netzbetreiber sozialisiert 

sämtliche ihm von den nachgelagerten Netzbetreibern 

angezeigten Biogasmeldungen durch einen Biogaszuschlag 

auf seine Netzentgelte. Der Zuschlag aus der Biogaskosten­

wälzung stellt somit für die NBB einen durchlaufenden 

Posten dar.

Überdies trat am 1. Oktober 2009 die Novelle der EnEV in 

Kraft. Alle Gebäude, für die ab dem 1. Oktober 2009 ein 

Bauantrag gestellt wird, müssen die Anforderungen der 

neuen Energieeinsparverordnung (EnEV) einhalten. Das 

Ziel der Senkung des Energiebedarfs im Gebäudesektor  

soll durch die Reduzierung des Verbrauchs fossiler  

Brennstoffe und die Senkung des Ausstoßes klima- 

schädlicher Gase erreicht werden. Die bisherigen ener- 

getischen Anforderungen an Wohn-  und Nichtwohn- 

gebäude werden mit der neuen Verordnung um durch­

schnittlich 30 % verschärft. Die Regelungen betreffen 

auch Gebäudesanierungen.

1.3	 Organisatorische Rahmenbedingungen

Mit Gründung der NBB im Jahr 2005 und der Aufnahme 

der Geschäftstätigkeit zum 1. Januar 2006 sind die Rah­

menbedingungen des europäischen Energierechts und des 

Energiewirtschaftsgesetzes zur rechtlichen, operationellen 

und informatorischen Entflechtung des Netzbereichs von 

dem GASAG-Konzern umgesetzt worden. 

Die NBB ist die größte örtliche Gasverteilnetzbetreiberin der 

Region Berlin-Brandenburg. Im Rahmen ihrer Geschäftstä­

tigkeit vermarktet die NBB Netzkapazitäten und gewähr­

leistet den technischen Betrieb der Gasverteilung in der 

Ein sich gegebenenfalls während der Regulierungsperiode  

ergebender Änderungsbedarf in Bezug auf die Versor­

gungsaufgabe des Netzbetreibers wird in §  10 ARegV 

berücksichtigt. Danach kann der Netzbetreiber, soweit 

sich a) die Fläche des versorgten Gebiets, b) die Anzahl der 

Ausspeisepunkte, c) die Jahreshöchstlast oder d) sonstige 

durch die Regulierungsbehörde nach §  32 Abs. 1 Nr. 3 

ARegV festgelegte Parameter dauerhaft und in erhebli­

chem Umfang verändern, einen Erweiterungsfaktor bean­

tragen. Die NBB hat für die von ihr betriebenen Netze von 

dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Die BNetzA hat 

Erweiterungsfaktoren für die Netze der NBB in der bean­

tragten Höhe beschieden. Der durch die BNetzA beschie­

dene Erweiterungsfaktor erhöht die Erlösobergrenze des 

Jahres 2010.

Die durch den BGH im Jahr 2008 bestätigte Rechtsauffas­

sung der BNetzA zur rückwirkenden Mehrerlösabschöp­

fung hat im Jahr 2009 in Vorbereitung einer Verfahrens­

festlegung zu einer Datenabfrage der BNetzA geführt. Ziel 

dieser Datenabfrage war die Eingrenzung der nach Ansicht 

der BNetzA vereinnahmten Mehrerlöse. Die NBB hat die 

abgefragten Daten termingerecht an die BNetzA über­

mittelt. Eine Mitteilung der BNetzA zur konkreten Ermitt­

lungsmethode der Mehrerlöse und zu dem Verfahren der 

Rückführung in den Markt wurde der NBB zum Ende des 

Monats November 2009 zugestellt. Mit Schreiben vom  

8. Dezember 2009 hat die NBB die Teilnahme an einem 

vereinfachten Mehrerlösabschöpfungsverfahren bei gleich­

zeitigem Rechtsmittelverzicht und einer annuitätischen 

Verteilung der Mehrerlöse über drei Jahre gegenüber der 

BNetzA erklärt. Der mit der Übersendung der Entschei­

dung der BNetzA bestätigte jährliche Mehrerlösabschöp- 

fungsbetrag beläuft sich auf 11.526 Tausend Euro. Die  

Erlösobergrenzen der NBB für die Jahre 2010, 2011 und 

2012 sind jeweils um diesen Betrag zu reduzieren.

Neben der Mehrerlösabschöpfung gibt es weiterhin nach 

§  10 Satz 1 GasNEV die Verpflichtung für Betreiber von 

Gasversorgungsnetzen, nach dem Abschluss einer Kal­

kulationsperiode die Differenz zwischen den ermittelten 

Erlösen der Kalkulationsperiode und den für diese Periode 

zu Grunde liegenden Netzkosten zu ermitteln. Die Kos­

tenüber-  und - unterdeckungen entstehen durch Abwei-
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Region. Weitere Kernaufgaben stellen die Wartung und 

der Ausbau der dazu notwendigen technischen Infra­

struktur, die Durchführung des technisch sicheren Betriebs 

sowie die Überwachung bzw. Steuerung von Dienstleistern  

dar. Darüber hinaus ist auch die Übernahme der Betriebs­

führung für Netze Dritter (Energie, Wasser, Abwasser), die 

technische und kaufmännische Beratung sowie Unter­

stützung von Netzbetreibern und -eigentümern und aller 

damit in Zusammenhang stehenden Geschäfte sowie die 

Erbringung sonstiger technischer Dienstleistungen Gegen­

stand der NBB. 

Die NBB verfügt über ein Kapital von 1.000 Tausend Euro, 

an dem zum 31. Dezember 2009 die GASAG Berliner  

Gaswerke Aktiengesellschaft (GASAG) zu 83,5 %, die 

EMB Erdgas Mark Brandenburg GmbH (EMB) zu 15 % 

und die Havelländische Stadtwerke GmbH (HSW) zu 1,5 % 

als Kommanditistinnen beteiligt sind. Komplementärin 

der NBB ist die NBB Netz-Beteiligungs-GmbH, die für die 

Geschäftsführung der NBB verantwortlich zeichnet. Sie ist 

weder am Vermögen noch am Gewinn oder Verlust der 

NBB beteiligt. Durch die Gesellschafter GASAG, EMB sowie 

HSW wurden die Nutzungsrechte an der jeweiligen Netz­

infrastruktur durch Abschluss von Pachtverträgen auf die 

NBB übertragen. Mit Abschluss der Pachtverträge erwarb 

die NBB die Netzbetreibereigenschaft im Sinne des EnWG. 

Grundlage des täglichen Handelns und Entscheidens bil­

det das zum 1. Januar 2006 in Kraft gesetzte Qualitäts­

managementsystem mit integriertem Technischen Sicher­

heitsmanagement nach DVGW Arbeitsblatt G  1000. 

Oktober  2006 erfolgte die Zertifizierung nach DIN ISO 

9001:2000. Im Oktober 2009 wurde im Re-Zertifizie­

rungsaudit die Wirksamkeit des Qualitätsmanagement­

systems auf der Grundlage der DIN EN ISO 9001:2008 

und das Technische Sicherheitsmanagement nach DVGW 

Arbeitsblatt G 1000 bestätigt. Erstmalig waren die Spar- 

ten Strom, Wasser, Fernwärme und Abwasser in die Zertifi­

zierung eingeschlossen. Zusätzlich konnte für die Wasser­

versorgung das Technische Sicherheitsmanagement nach 

DVGW Arbeitsblatt W 1000 vorgestellt werden.

Als eine der ersten Netzgesellschaften hatte die NBB am 

19. Juli 2006 die Kooperationsvereinbarung Erdgas für  

eine einheitliche Abwicklung des Netzzugangs unterzeich­

net und damit die Anforderungen aus dem EnWG an ein  

neues Netzzugangsmanagement umgesetzt. Diese Koope­

rationsvereinbarung bedurfte zunächst auf der Grundlage 

eines Beschlusses der Bundesnetzagentur zum 1. Oktober 

2007 einer ersten Überarbeitung, woraus die Kooperati­

onsvereinbarung II resultierte. Nachdem durch die BNetzA 

das Festlegungsverfahren für das Grundmodell der Aus­

gleichs- und Bilanzierungsregeln im Gassektor (GABi Gas) 

verabschiedet worden war, musste die Kooperationsver­

einbarung II zum 1. Oktober 2008 erneut angepasst wer­

den (Kooperationsvereinbarung III).

Seit dem 1. Oktober 2008 blieb die Kooperationsvereinba­

rung unverändert. Änderungen in den Prozessen erfolgten 

über Anpassungen der Leitfäden, wie beispielsweise die 

Verabschiedung des Leitfadens für die Mehr- und Minder­

mengenabrechnung.

Für alle drei Teilnetze wurden korrespondierend zu den 

vorgelagerten Netzkosten je Marktgebiet die Preisbestand­

teile ermittelt und diese im Rahmen der Preisbildung für 

die Netzentgelte ab dem 1. Oktober 2008 entsprechend 

berücksichtigt. Eine weitere preisbildende Komponente 

stellte der Bescheid der BNetzA zur Festsetzung der Erlös­

obergrenze vom 23. Dezember 2008 dar. Die neuen, ab 

1. Januar 2009 geltenden Entgelte wurden teilnetzbezogen 

jeweils mit und ohne Berücksichtigung der Kostenwälzung 

auf der Internetseite der NBB veröffentlicht. Die Preisblätter  

wurden der BNetzA mit Schreiben vom 16. Februar 2009 

angezeigt und dokumentiert. Zum 1. Januar 2010 ist eine 

weitere Preisanpassung erfolgt, die insbesondere die geän­

derten Preise der vorgelagerten Netzbetreiber, die Auswir­

kungen der Anreizregulierung, den Erweiterungsfaktor, 

die periodenübergreifende Saldierung der Jahre 2006 bis 

2008 sowie die Mehrerlösabschöpfung berücksichtigt. 

1.4	 Geschäftsentwicklung

Im Geschäftsjahr 2009 hat die NBB neben dem Ausbau 

der vorhandenen Geschäftsfelder bundesweit und spar­

tenübergreifend neue Geschäftsfelder entwickelt. Im Ver­

gleich zum Vorjahr hat die NBB im ersten Halbjahr 2009 

verstärkt an Ausschreibungsverfahren für Netzgesell­

schaften teilgenommen sowie ein Kooperationsprojekt 

zur Zusammenarbeit im Netzbereich initiiert. Neben der 

fortlaufenden Projektarbeit und Verfahrensbeteiligung 

werden durch neu gewonnene Kundenkontakte Dienst­

leistungsangebote in den Bereichen Entstörungsdienst 

(Zentrale Melde- und Leitstelle) und Beratungsleistungen 

im Bereich des Technischen Sicherheitsmanagements an 

Unternehmen unterbreitet.

Mitte Dezember 2008 ist ein Projekt mit dem Ziel der 

Erarbeitung einer Konzessionsvertragsstrategie der NBB 

gestartet worden. Hierbei werden durch ein strukturiertes 

Vorgehen veröffentlichte Netz- und Umfeldfaktoren von 

Konzessionsgemeinden deutschlandweit ermittelt, um in 

einem ersten Schritt besonders attraktive Konzessions­

gebiete zu identifizieren. Als ein wesentlicher Meilenstein 

im Projekt wurde im März 2009 ein Bewertungsmodell 

von Konzessionsgemeinden nebst Datenrecherche erstellt 

und ausgewertet. Im Rahmen der erarbeiteten Handlungs­

optionen bewirbt sich die NBB aktiv um Strom- und Gas­

konzessionen in der Bundesrepublik Deutschland.

Die erfolgreiche Positionierung im Dienstleistungssektor 

wird unterstützt durch die Teilnahme an Stadtwerketref­

fen und Messen sowie durch die Veröffentlichung zahlrei­

cher Fachartikel zu aktuellen Marktveränderungen.

Neben der Weiterentwicklung von Dienstleistungsfeldern 

war das Kerngeschäft der NBB von einer Umsatzsteige­

rung im Bereich der Netzentgelte geprägt. Zwar sind die 

Gesamttransportmengen im Vergleich zum Vorjahr um 

0,2 Milliarden kWh gesunken, jedoch wird der Rückgang 

der Mengen bei den Lastgang gemessenen Kunden durch 

den witterungsbedingten Anstieg der Transportmengen 

bei den Lastprofilkunden, denen höhere spezifische Erlöse 

zugrunde liegen, überkompensiert. Weiterhin wurden in 

der durch die BNetzA genehmigten Erlösobergrenze für 

das Geschäftsjahr 2009 höhere vorgelagerte Netzkosten 

sowie die erstmalige Weiterwälzung der in 2007 verein­

nahmten Minderentgelte berücksichtigt. 

Bei der internen Prozessgestaltung stellte die Anpassung 

der IT-Systeme im Rahmen der Bilanzierung und des Energie- 

datenmanagements an die Einführung der durch die  

GABi Gas geforderten einheitlichen Datenformate einen 

weiteren Meilenstein dar. Die NBB ist damit in der Lage, die 

Datenkommunikation mit Bilanzkreisnetzbetreibern sowie 

Transportkunden täglich im EDIFACT-Format durchzufüh­

ren. Mit diesem System ist die Basis für die Umsetzung des 

Ausgleichsenergiemarktes geschaffen worden. Die Pro­

zesse werden seit einem Jahr erfolgreich umgesetzt und 

erfüllen die Erfordernisse des neuen Marktzugangsmodells. 

Des Weiteren wird gemäß der gesetzlichen Vorgaben 

das Abrechnungssystem vom Zweivertragsmodell auf das 

Zweivertragssystem umgestellt. Das Zweivertragssystem 

wird zum vierten Quartal 2010 produktiv gestellt.
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Im Berichtsjahr wurde zur Schaffung von zukunftsfähi­

gen, effizienten, transparenten und auf Basis von Kenn­

zahlen gestützten Prozessen sowie zur Neustrukturierung 

der Aufbauorganisation das Optimierungsprojekt „Fit für 

Wachstum“ gestartet. Im Zusammenhang mit diesem Pro­

jekt wurden im Berichtsjahr zum Ausgleich wirtschaftlicher 

Nachteile der Arbeitnehmer ein Sozialplan sowie eine Inte­

ressensausgleichsregelung unterschrieben.

Ebenso wurden im Geschäftsjahr 2009 im Rahmen der 

Sicherung des technischen Betriebs sowie der Gewähr­

leistung der Versorgungssicherheit die Großprojekte zur  

Flächensanierung erfolgreich abgeschlossen. 

Das Projekt für die Implementierung des Ereigniskommu­

nikationssystems bei der NBB wurde im Berichtsjahr zum 

Abschluss gebracht. Nach der Produktivsetzung bestätigte 

die durchgeführte Simulation eines Ereignisses die Wirk­

samkeit des Systems.

Im Berichtsjahr hat die EMB die Gasnetze der allgemei­

nen Versorgung in den Ortsteilen Mögelin und Döberitz 

der Stadt Premnitz sowie eine Gashochdruckleitung an die 

Stadtwerke Premnitz GmbH verkauft. In diesem Zusam­

menhang wurde der Pachtvertrag zwischen der EMB und 

der NBB angepasst und die kaufvertragsgegenständlichen 

Leitungen und Anlagen aus dem Pachtvertrag mit Wir­

kung ab dem 1. Januar 2010 ausgeschlossen. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2009 hat die NBB die Betriebs­

führung für die technischen Anlagen zur Erzeugung und 

Verteilung von Gas, Strom, Trinkwasser und Fernwärme 

und die Durchführung aller technischen Dienstleistungen 

für den Bereich Abwasser von der Stadtwerke Forst GmbH, 

Forst (Lausitz) übernommen. Mit dem Vertrag zur Ausglie­

derung des Strom-  und Gasnetzes aus der Stadtwerke 

Forst GmbH in die Netzgesellschaft Forst (Lausitz) sind 

mit Wirkung zum 1. Januar 2009 die Betriebsführungs­

verträge für Strom und Gas auf den neuen Eigentümer 

übergegangen. Zur technischen Betriebsführung gehören 

das Anschlussmanagement / die Anschlussnutzung, die 

Führung der technischen Bereiche, das Entstörungsdienst­

management inklusive der Führung der Meldestelle und 

die Leitung des technischen Büros mit der Verantwortung  

für Leitungsauskünfte, Leitungssicherungen, Materialwirt- 

schaft, für das Geographische Informationssystem und für 

die Bauverwaltung. 

Das bei den Stadtwerken Forst vorhandene technische 

Know-how wurde durch die Übernahme des im techni- 

schen Bereich tätigen Personals sowie der für die Erfüllung  

der Netzzugangs-  und Regulierungsaufgaben erforder- 

lichen Mitarbeiter des zentralen Bereichs gemäß §  613a BGB  

auf die NBB sichergestellt. In diesem Zusammenhang sind 

zum 1. Januar 2009 39 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von den Stadtwerken Forst auf die NBB übergegangen.

Durch den weiteren Ausbau des Dienstleistungsgeschäfts 

sowie die frühzeitige Nachbesetzung von Altersteilzeit­

stellen war ein weiteres Stellenwachstum zu verzeichnen. 

Die NBB hatte zum 31. Dezember 2009 ein Stammpersonal  

von 335 Mitarbeitern (31. Dezember 2008: 288 Mitarbei­

ter).

Im Berichtsjahr ist die NBB der Versorgungsanstalt des 

Bundes und der Länder (VBL) rückwirkend zum 1. Januar 

2006 beigetreten. Danach sind alle an diesem Tag bei der 

NBB beschäftigten und die nachfolgend eingetretenen 

Arbeitnehmer, die nach dem Tarifvertrag über die betrieb­

liche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes zu versichern wären, bei der VBL versichert. Die 

von der Stadtwerke Forst GmbH übernommenen Arbeit­

nehmer sind von der Beitrittsvereinbarung ausgenommen. 

Lediglich neu eingestellte Mitarbeiter für die im Rahmen 

der Betriebsführung in Forst übernommenen Aufgaben­

bereiche werden durch die VBL versichert. Die von den 

Stadtwerken Forst übernommenen Mitarbeiter sollen wei­

terhin bei der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen 

Versorgungsverbandes Brandenburg (ZVK) versichert blei­

ben. Die laufenden Beitrittsverhandlungen zwischen der 

ZVK und der NBB waren zum Bilanzstichtag noch nicht 

abgeschlossen.

2.1	 Ertragslage 

Im Geschäftsjahr 2009 weist die NBB einen Jahresüber­

schuss von 19.914 Tausend Euro (Vorjahr: Jahresfehlbetrag 

in Höhe von 9.080 Tausend Euro) aus. Das Ergebnis der 

gewöhnlichen Geschäftstätigkeit beträgt 23.825 Tausend 

Euro (Vorjahr: – 10.805 Tausend Euro). 

Die Gesamtumsatzerlöse des Geschäftsjahres 2009 betra­

gen 309.470 Tausend Euro (Vorjahr: 278.283 Tausend 

Euro). Hierbei handelt es sich zum überwiegenden Teil 

um Umsatzerlöse aus Netzentgelten sowie aus von den 

Transportkunden vereinnahmten Konzessionsabgaben. 

Des Weiteren werden im Geschäftsjahr 2009 erstmalig 

Erstattungen der Bilanzkreisnetzbetreiber im Rahmen des 

Mehr- / Mindermengenausgleichs in Höhe von 1.452 Tau­

send Euro ausgewiesen. In gleicher Höhe sind in den bezo­

genen Leistungen die an die Händler zu leistenden Beträge 

enthalten.

Die Umsatzerlöse aus Netzentgelten sind um 20.124 Tau­

send Euro gestiegen. Im Geschäftsjahr 2009 belief sich 

die Transportmenge auf 35,2 Milliarden kWh (Vorjahr: 

35,4 Milliarden kWh). Die im Vergleich zum Vorjahr etwas 

kältere Witterung hatte einen positiven Einfluss auf die 

Transportmenge der Lastprofilkunden, die mit einer Stei­

gerung um 8,3 % bei nunmehr 15,8 Milliarden kWh liegt. 

Konjunkturbedingt sind dagegen die Mengen der Last­

gang gemessenen Kunden um 1,5 Milliarden kWh gesun­

ken. Durch die höheren spezifischen Erlöse bei den Last­

profilkunden verzeichnet die NBB trotz des im Vergleich 

zum Vorjahr geringfügig gesunkenen Gesamttransport­

volumens aus diesem Sachverhalt eine Umsatzsteigerung.

Neben dem Struktureffekt bei den Mengen haben sich im 

Jahr 2009 erstmalig die im Geschäftsjahr 2007 witterungs­

bedingt zu niedrig vereinnahmten Entgelte (16,7 Millionen 

Euro) zu einem Drittel in der für das Geschäftsjahr 2009 

durch die BNetzA genehmigten Erlösobergrenze niederge­

schlagen. Außerdem wirkten sich der pauschalierte Inves­

titionszuschlag und die durch die Weiterwälzung von Bio­

gaskosten höheren vorgelagerten Netzkosten erhöhend 

auf die genehmigte Erlösobergrenze des Geschäftsjahres 

2009 aus. Dagegen wirken wiederum die allgemeinen 

Effizienzfaktoren und der für das Berliner Netz durch die 

BNetzA vorgeschriebene individuelle Effizienzfaktor erlös­

mindernd.

Die im Geschäftsjahr 2008 zu niedrig vereinnahmten Ent­

gelte in Höhe von 17,0 Tausend Euro wirken sich erst ab 

dem Geschäftsjahr 2010 und in den darauf folgenden 

zwei Geschäftsjahren Entgelt erhöhend aus.

2. Unternehmenssituation
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sonstige Aufwendungen zur Wartung, Instandhaltung, 

zum Ausbau der Gasnetze sowie zur Gewährleistung der 

Dokumentation und Leitungsauskünfte.

Der Personalaufwand beträgt 21.839 Tausend Euro (Vorjahr: 

17.207 Tausend Euro). Der Anstieg ist unter anderem darauf 

zurückzuführen, dass mit Abschluss der Betriebsführungs­

verträge zwischen der NBB und den Stadtwerken Forst 

39 Arbeitsverhältnisse gemäß §  613a Abs. 5 BGB mit Wir­

kung zum 1. Januar 2009 auf die NBB übergegangen sind. 

Die Rückstellungen für Betriebsrenten sowie die Verpflich­

tungen aus der Altersteilzeitregelung werden unter ver­

sicherungsmathematischen Grundsätzen auf der Grund­

lage vorliegender Gutachten gemäß §  6a EStG nach dem 

Anwartschaftsbarwertverfahren gebildet.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von  

24.792 Tausend Euro (Vorjahr: 33.859 Tausend Euro) 

umfassen hauptsächlich IV-Leistungen in Höhe von 5.440 

Tausend Euro (Vorjahr: 5.151 Tausend Euro), Geschäftsbe­

sorgungsvergütungen in Höhe von 2.099 Tausend Euro 

(Vorjahr: 3.064 Tausend Euro), Mieten in Höhe von 6.430 

Tausend Euro (Vorjahr: 6.749 Tausend Euro), Versicherun­

gen in Höhe von 1.731 Tausend Euro (Vorjahr: 1.514 Tausend 

Euro) und die Planung von Erschließungsgebieten in Höhe 

von 2.268 Tausend Euro (Vorjahr: 3.425 Tausend Euro). 

Das Finanzergebnis in Höhe von 160 Tausend Euro (Vor­

jahr: – 999 Tausend Euro) resultiert im Wesentlichen aus 

den Zinserträgen im Rahmen des Kontenclearings mit der 

Gesellschafterin GASAG in Höhe von 65 Tausend Euro 

(Vorjahr: 675 Tausend Euro), aus Zinsen aus Ertragsteuer­

erstattungen in Höhe von 89 Tausend Euro (Vj.: 0 Tausend 

Euro) und Zinsen aus Treuhandfonds in Höhe von 57 Tau­

send Euro (Vj.: 27 Tausend Euro). Die Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen betragen im Berichtsjahr 56 Tausend Euro 

(Vorjahr: 1.239 Tausend Euro). Der starke Rückgang der 

Zinsen und ähnlichen Aufwendungen um 1.183 Tausend 

Euro ist im Wesentlichen durch die vollständige Tilgung 

des Gesellschafterdarlehens Ende 2008 bedingt.

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag betragen im Ge- 

schäftsjahr 2009 3.781 Tausend Euro (Vorjahr: – 1.725 Tau- 

send Euro). Sie beinhalten Gewerbesteuererstattungen 

durch die Gesellschafter in Höhe von 13.639 Tausend 

Euro (Vorjahr: 3.732 Tausend Euro) sowie Gewerbesteuer­

aufwand in Höhe von 17.420 Tausend Euro (Vorjahr: 

2.006 Tausend Euro).

2.2	 Vermögens- und Finanzlage 

Das Finanzanlagevermögen beinhaltet Wertpapiere zur 

Insolvenzsicherung von Ansprüchen aus Altersteilzeitver­

einbarungen. Die Wertpapiere in Höhe von 6.156 Tausend 

Euro (Vorjahr: 5.391 Tausend Euro) wurden im Vorjahr um 

469 Tausend Euro aufgrund der Finanzmarktlage abge­

wertet, im Berichtsjahr erfolgte eine anteilige Wertaufho­

lung in Höhe von 226 Tausend Euro.

Zum 31. Dezember 2009 betragen die unfertigen Leistun­

gen 7.492 Tausend Euro (Vorjahr: 9.130 Tausend Euro). 

Es handelt sich hierbei in erster Linie um Maßnahmen im 

Zusammenhang mit dem Netzausbau, die noch nicht an 

die Verpächter abgerechnet wurden. 

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen zum 

31. Dezember 2009 betreffen mit 75.316 Tausend Euro 

(Vorjahr: 52.580 Tausend Euro) die GASAG, mit 13.816 Tau­

send Euro (Vorjahr: 12.800 Tausend Euro) die EMB sowie 

mit 589 Tausend Euro die Stadtwerke Forst GmbH. 

Die Forderungen beinhalten Ansprüche aus der rückwir­

kenden Mehrerlösabschöpfung gegenüber der GASAG in 

Höhe von 23.966 Tausend Euro (Vorjahr: 37.275 Tausend 

Euro) und gegenüber der EMB in Höhe von 4.062 Tausend 

Euro (Vorjahr: 3.895 Tausend Euro). 

Die Forderungen aus Netzentgelten gegen die GASAG 

belaufen sich auf 13.384 Tausend Euro (Vorjahr: 8.654 Tau­

send Euro) und gegen die EMB auf 6.654 Tausend Euro 

(Vorjahr: 7.740 Tausend Euro). Der Forderungsaufbau im 

Vergleich zum Vorjahr resultiert aus einer veränderten 

Mit Einführung der Anreizregulierung zum Beginn des  

Jahres 2009 wird ein sogenanntes Regulierungskonto 

geführt, auf dem die Mindererträge aufgrund geringerer 

Transportmengen erfasst werden. Bedingt durch höhere 

Temperaturen im Vergleich zu der der prognostizierten 

Menge zugrunde gelegten Witterungskurve ergibt sich 

auf dem Regulierungskonto für das Geschäftsjahr 2009 

eine Forderung in Höhe von 3,5 Millionen Euro. 

Den in den Netzentgelten enthaltenen Erträgen aus der 

Weiterwälzung der Kosten vorgelagerter Netze steht der 

Aufwand für die Kosten vorgelagerter Netze gegenüber. 

Neben den Netzentgelten wurden Umsatzerlöse in den 

Bereichen Netzausbau, Betriebsführung und Dienstleis­

tungen im Zusammenhang mit dem Vertragsdispatching, 

Außendienstleistungen, Sonderablesungen sowie Doku­

mentation und Leitungsauskunft generiert.

Die Umsatzerlöse aus Arbeiten an Ver- und Entsorgungs­

anlagen haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 7,3 Milli­

onen Euro im Wesentlichen bedingt durch höhere Abrech­

nungen im Bereich der zustandsorientierten Erneuerung 

und der Ortsdruckregelanlagen erhöht.

Weiterhin sind aufgrund der Übernahme der technischen 

Betriebsführung für die Sparten Strom und Gas der Netz­

gesellschaft Forst (Lausitz) und für die Sparten Wasser, 

Abwasser, Fernwärme und Bäder der Stadtwerke Forst 

die Erlöse aus Betriebsführungsentgelten um 2,8  Milli­

onen Euro angestiegen.

Den erzielten Umsatzerlösen stehen größtenteils Auf­

wendungen für Pacht, bezogene Leistungen und Material 

im Zusammenhang mit Rohrnetz-  und Tiefbauarbeiten, 

Dienstleistungen sowie für Personal gegenüber. 

Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von 7.350 Tau­

send Euro (Vorjahr: 7.401 Tausend Euro) resultieren im 

Wesentlichen aus der Auflösung von Rückstellungen in 

Höhe von 5.745 Tausend Euro (Vorjahr: 2.352 Tausend Euro),  

überwiegend bedingt durch die Anpassung der Rück­

stellungen für Mehrerlösabschöpfung an den Bescheid 

der BNetzA (3.709 Tausend Euro). Zudem resultieren die 

sonstigen betrieblichen Erträge aus der Zuschreibung der 

Finanzanlagen in Höhe von 226 Tausend Euro (im Vorjahr 

Abschreibung in Höhe von 469 Tausend Euro).

Des Weiteren sind Erträge aus der Erstattung von Schä­

den sowie Boni und Gutschriften in Höhe von insgesamt 

 774 Tausend Euro (Vorjahr: 626 Tausend Euro) enthalten.

Der Materialaufwand beläuft sich auf 244.413 Tausend 

Euro (Vorjahr: 245.114 Tausend Euro). Die Aufwendungen 

für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Waren 

haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 3.236 Tausend 

Euro verringert. Die im Vorjahr ausgewiesenen Ausgleichs­

kosten für Gasnetzverluste in Höhe von 2.773 Tausend 

Euro sind im Berichtsjahr laut Kooperationsvereinbarung 

III vollständig entfallen.

Die bezogenen Leistungen (237.102 Tausend Euro; Vor­

jahr: 234.567 Tausend Euro) enthalten Netzpachtaufwen­

dungen, Aufwendungen für vorgelagerte Netze sowie 
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Außerdem werden unter den Sonstigen Rückstellungen 

Verpflichtungen der Gesellschaft für noch nicht abgerech­

nete Lieferungen und Leistungen in Höhe von 14.457 Tau­

send Euro (Vorjahr: 10.286 Tausend Euro), Rückstellungen 

im Zusammenhang mit der Altersteilzeitregelung in Höhe 

von 5.346 Tausend Euro (Vorjahr: 4.544 Tausend Euro) 

sowie Rückstellungen im Personalbereich in Höhe von 

2.144 Tausend Euro (Vorjahr: 1.698 Tausend Euro) ausge­

wiesen.

Die Höhe der Pensionsrückstellungen beläuft sich auf 

11.670 Tausend Euro (Vorjahr: 10.742 Tausend Euro). Darin 

enthalten ist eine Rückstellung für VBL-Sanierungsgeld in 

Höhe von 10.059 Tausend Euro (Vorjahr: 9.712 Tausend 

Euro) sowie eine Rückstellung für Betriebsrenten in Höhe 

von 1.136 Tausend Euro (Vorjahr: 1.030 Tausend Euro). Das 

laufende Beteiligungsverfahren bei der VBL konnte in 2009 

abgeschlossen werden. Mit Wirkung vom 1. Januar 2006 

ist die Beteiligungsvereinbarung zwischen der NBB und 

der VBL rückwirkend in Kraft getreten. Von der Versiche­

rungspflicht ausgenommen sind die von der Stadtwerke 

Forst GmbH übernommenen Arbeitnehmer. Diese bleiben 

weiterhin bei der Zusatzversorgungskasse des Kommuna­

len Versorgungsverbandes Brandenburg (ZVK) versichert, 

alle zukünftigen Beschäftigungsverhältnisse werden wie­

derum in die VBL eingeschlossen. Für diese Vereinbarung 

mit der ZVK gemäß dem sogenannten Zäsurmodell wird 

nach der Satzung der ZVK vom übernehmenden Arbeit­

geber (NBB) ein Abgeltungsbetrag fällig. Dieser Abgel­

tungsbetrag wurde in Höhe von 474 Tausend Euro bei den 

Pensionsrückstellungen berücksichtigt.

Steuerrückstellungen bestehen in Höhe von 15.004 Tau­

send Euro (Vorjahr: 296 Tausend Euro).

Aufgrund des positiven Jahresergebnisses konnte die 

Gesellschaft die im Vorjahr ausgewiesenen nicht durch 

Vermögenseinlagen gedeckten Verlustanteile in Höhe von 

16.412 Tausend Euro sowie die Verlustanteile der Gesell­

schafter GASAG und EMB vollständig ausgleichen. Die 

übersteigenden Gewinnanteile werden als Ausschüttungs­

verbindlichkeiten gegenüber den Gesellschaftern ausge­

wiesen. Das Eigenkapital beläuft sich zum Bilanzstichtag 

auf 1.000 Tausend Euro.

Vorauszahlungssystematik sowie aus witterungsbedingter 

Umsatzerhöhung.

Die Forderungen gegen die GASAG beinhalten weiter­

hin Forderungen aus dem Cash-Pooling in Höhe von 

23.446 Tausend Euro (Vorjahr: 4.319 Tausend Euro). 

Des Weiteren bestehen Forderungen aus Ansprüchen 

gegen die Kommanditisten auf Erstattung von Gewerbe­

steuer. Hiervon entfallen auf die GASAG 13.360  Tau­

send Euro (Vorjahr: 1.679 Tausend Euro) und auf die EMB 

2.944 Tausend Euro (Vorjahr: 1.055 Tausend Euro).

Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Betei­

ligungsverhältnis besteht, existieren gegenüber der HSW 

in Höhe von 1.968 Tausend Euro (Vorjahr: 3.484 Tausend 

Euro). Im Wesentlichen handelt es sich um Forderungen 

aus Netzentgelten in Höhe von 908 Tausend Euro (Vor­

jahr: 1.665 Tausend Euro) sowie um Forderungen aus 

der rückwirkenden Mehrerlösabschöpfung in Höhe von 

814  Tausend Euro (Vorjahr: 1.583 Tausend Euro). Wei­

terhin bestehen Forderungen aus Gewerbesteuererstat­

tungen gegenüber der HSW in Höhe von 233 Tausend  

Euro.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betreffen 

Forderungen aus Netzentgelten in Höhe von 4.850 Tau­

send Euro (Vorjahr: 2.691 Tausend Euro) sowie Forderun­

gen aus Leistungen für Rohrnetz- und Installationsarbei­

ten in Höhe von 577 Tausend Euro (Vorjahr: 957 Tausend 

Euro).

Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten vorwie­

gend Ertragsteuerforderungen in Höhe von 4.312 Tausend 

Euro (Vorjahr: 2.189 Tausend Euro). 

Durch Abschluss einer Cash-Pooling-Vereinbarung mit der 

GASAG vom 30. November / 1. Dezember 2005 ist die NBB 

dem GASAG-Konzern-Cash-Pool angeschlossen. Im Rah­

men dieser Vereinbarung steht der NBB ein Kontokorrent­

kredit in Höhe von 20.000 Tausend Euro zur Verfügung.

Die NBB führt eine effiziente rollierende 12-Monats-Liqui­

ditätsplanung durch. Der allgemeine Finanzierungsbedarf 

der NBB wird aus dem operativen Cashflow sowie der 

Inanspruchnahme des Cash-Pool-Kontokorrentkredits ge- 

deckt. Zusätzlich steht der Gesellschaft für langfristige 

Finanzierungen ein durch die Gesellschafter gewährter 

Kreditrahmen in Höhe von 14.000 Tausend Euro zur Ver­

fügung. Weder der im Rahmen der Cash-Pooling-Verein­

barung bestehende Kontokorrentkredit noch der durch 

die Gesellschafter gewährte Kreditrahmen für langfristige 

Finanzierungen durch die Gesellschafter sind zum Bilanz­

stichtag in Anspruch genommen worden.

Die Verbindlichkeiten der Gesellschaft stellen überwie­

gend Steuerverbindlichkeiten in Höhe von 4.130 Tausend 

Euro (Vorjahr: 1.796 Tausend Euro), Verbindlichkeiten 

gegenüber den Gesellschaftern aus Ergebnisausschüttun­

gen in Höhe von 2.459 Tausend Euro (Vorjahr: 18 Tausend 

Euro) sowie Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 

Unternehmen in Höhe von 1.647 Tausend Euro (Vorjahr: 

3.167  Tausend Euro) dar. Weiterhin bestehen Verbind­

lichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 

1.383 Tausend Euro (Vorjahr: 2.102 Tausend Euro). 

Die im Vorjahr unter den Verbindlichkeiten gegenüber ver­

bundenen Unternehmen ausgewiesenen Beträge für die 

Mehr- / Mindermengenabrechnungen, resultierend aus der 

Differenz zwischen allokierter und tatsächlicher Menge 

2008, in Höhe von 959 Tausend Euro werden im Berichts­

jahr zusammen mit den ermittelten Mehr- / Mindermen­

genabrechnungen aus dem Geschäftsjahr 2009 unter den 

Sonstigen Rückstellungen ausgewiesen. 

Rückstellungen wurden in Höhe von insgesamt 83.963 

Tausend Euro (Vorjahr: 79.631 Tausend Euro) gebildet. 

Davon betreffen die sonstigen Rückstellungen insgesamt 

57.289 Tausend Euro (Vorjahr: 68.593 Tausend Euro). Diese 

beinhalten größtenteils Rückstellungen im Zusammenhang 

mit der rückwirkenden Mehrerlösabschöpfung in Höhe 

von 31.799 Tausend Euro (Vorjahr: 49.418 Tausend Euro). 
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Der Anstieg des Cashflows aus laufender Geschäfts­

tätigkeit um 33.525 Tausend Euro wird im Wesentlichen 

durch die im Vergleich zum Vorjahr höheren Umsatzerlöse 

aus Netzentgelten und gestiegenen Umsätzen aus dem 

Dienstleistungsgeschäft der NBB beeinflusst.

Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit beträgt – 1.414 

Tausend Euro (Vorjahr: – 891 Tausend Euro). Er resultiert 

hauptsächlich aus der Nachschusspflicht für das Finanz­

anlagevermögen zur Sicherung der Altersteilzeitgut- 

haben in Höhe von 765 Tausend Euro (Vorjahr: 797 Tau­

send Euro). Weiterhin erfolgten im Berichtsjahr Investitio­

nen in die Immateriellen Vermögensgegenstände in Höhe 

von 418 Tausend Euro (Vorjahr: 13 Tausend Euro) und in 

die Betriebs- und Geschäftsausstattungen in Höhe von 

237 Tausend Euro (Vorjahr: 104 Tausend Euro). Die Inves­

titionen beinhalten im Wesentlichen das Geographische 

Informationssystem, die Leitwarte und andere Vermö­

gensgegenstände, die in Forst im Zusammenhang mit der 

Übernahme der technischen Betriebsführung der Sparten 

Strom, Gas, Wasser, Abwasser und Fernwärme von der 

Stadtwerke Forst GmbH übernommen wurden.

Der Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit betrifft die  

im Berichtsjahr an die HSW durchgeführte Ausschüttung. 

Zum 31. Dezember 2009 beträgt der Finanzmittelfonds 

23.446 Tausend Euro (Vorjahr: 4.321 Tausend Euro). Der 

Anstieg des Finanzmittelfonds resultiert im Wesentlichen 

aus dem gestiegenen operativen Cashflow.

Gesamtaussage zur wirtschaftlichen Lage

Die NBB schloss unter Berücksichtigung der Bestandsver­

änderungen bei einer Gesamtleistung von 307.832 Tau- 

send Euro (Vorjahr: 279.129 Tausend Euro) das Geschäfts­

jahr mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 19.914 Tau­

send Euro (Vorjahr: Jahresfehlbetrag in Höhe von 9.081 Tau- 

send Euro) ab. Die Gesamtumsatzerlöse wurden im 

Wesentlichen durch die Umsatzerlöse aus der Vereinnah­

mung von Netzentgelten erzielt. Den Gesamtumsatzerlö­

sen stehen insbesondere Materialaufwendungen in Höhe 

von 244.413 Tausend Euro (Vorjahr: 245.114 Tausend 

Euro), sonstige betriebliche Aufwendungen in Höhe von 

24.792 Tausend Euro (Vorjahr: 33.859 Tausend Euro) sowie 

Personalaufwendungen in Höhe von 21.839 Tausend Euro 

(Vorjahr: 17.207 Tausend Euro) gegenüber. Die im Ver­

gleich zum prognostizierten Temperaturverlauf etwas zu 

warme Witterung und die damit gegenüber der Entgelt­

genehmigung niedrigeren Transportmengen hatten auf 

die Ergebnisentwicklung der NBB auch im Geschäftsjahr 

2009 einen leicht negativen Einfluss.

Durch das positive Jahresergebnis konnte der im Vorjahr 

ausgewiesene, nicht durch Vermögenseinlagen gedeckte 

Verlustanteil der Kommanditisten in voller Höhe ausge­

glichen werden. 

Die witterungsbedingten Mindererträge des Jahres 2007 

(16,7 Millionen Euro) wurden im Rahmen der Genehmi­

gung der Erlösobergrenze durch die BNetzA bestätigt und 

Die Kapitalflussrechnung der NBB stellt sich wie folgt dar:

2009 in T5 2008 in T5

Jahresergebnis (-fehlbetrag) vor Ertragsteuern 23.695 – 10.806

+/–  Erhaltene/gezahlte Ertragsteuern – 4.749 – 4.853

+/–  Abschreibungen/Zuschreibungen auf Langfristige Vermögenswerte 247 626

+/–  Zunahme/Abnahme der Rückstellungen – 10.377 50.593

+/–  sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge – 57 24

–/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 0 1

–/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte 1.638 – 846

–/+ Zunahme/Abnahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen – 1.988 – 2.487

–/+ Zunahme/Abnahme der Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 8.255 – 45.808

–/+ Zunahme/Abnahme der Forderungen gegenüber Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

1.585 – 2.674

–/+ Zunahme/Abnahme anderer Aktiva,  
die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

– 428 632

–/+ Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen – 718 80

+/–  Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen – 1.520 – 2.698

+/–  Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

– 239 248

+/–  Zunahme/Abnahme anderer Passiva,  
die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

5.213 5.000

= Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 20.557 – 12.968

–  Auszahlungen für Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände – 418 – 13

+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 6 20

–  Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen – 237 – 104

–  Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen – 765 – 797

+/–  Zunahme/Abnahme der Investitionsrückstellungen 0 3

= Cashflow aus Investitionstätigkeit – 1.414 – 891

–  Auszahlungen an Unternehmenseigner und Minderheitsgesellschafter – 18 – 62

–  Auszahlungen für die Tilgung von Gesellschafterdarlehen 0 – 14.000

= Cashflow aus Finanzierungstätigkeit – 18 – 14.062

= Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 19.125 – 27.921

+ Finanzmittelfonds am Anfang des Jahres 4.321 32.242

= Finanzmittelfonds am Ende des Jahres 23.446 4.321
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Die (Früh-)Erkennung sowie die angemessene Bewertung 

und Begrenzung von Risiken sind wesentliche Vorausset­

zungen für die Sicherung eines nachhaltigen Unterneh­

menserfolges. Zu diesem Zweck unterhält die NBB ein 

Risikomanagementsystem, welches auch konzernspezifi- 

sche Besonderheiten und Anforderungen berücksichtigt.

Wesentliche Bestandteile des Risikomanagementsystems 

sind das Planungssystem, das technische und kaufmänni­

sche Berichtswesen sowie eine regelmäßige und umfas­

sende Risikoberichterstattung. Die angemessene Darstel­

lung der Risikosituation der NBB erfolgt in Zusammenarbeit 

des Risikomanagers mit den Risikoverantwortlichen der 

Fachbereiche. Sie beinhaltet die regelmäßige Überprüfung 

bzw. Aktualisierung der Bewertung bereits erfasster Risi­

ken sowie die Identifikation und Bewertung potenzieller 

Risiken. Besondere Bedeutung bei der Überprüfung haben 

die zur Risikominimierung entwickelten Maßnahmen und 

deren Umsetzungsgrad. Ein effizienter sowie gezielter 

Informationsfluss und klar geregelte Entscheidungskom­

petenzen stellen sicher, dass die Geschäftsführung regel­

mäßig alle notwendigen Informationen erhält, um bei sich 

abzeichnendem Handlungsbedarf zeitnah entsprechende 

Maßnahmen ergreifen zu können. 

Die Arbeits-  und Prozessabläufe innerhalb des Risiko­

managements sind definiert und in Form einer Organisations- 

richtlinie veröffentlicht. Sie wurden im Jahr 2009 entspre­

chend den aktualisierten Anforderungen des Konzerns 

angepasst. Dabei blieb die grundlegende Vorgehensweise 

der Risikoerfassung und -bewertung unverändert. Nur der 

Betrachtungszeitraum und die Wertgrenzen von Scha­

denspotenzial und Eintrittswahrscheinlichkeiten wurden 

angepasst. Diese Anpassungen ermöglichen eine bessere 

Verknüpfung zur mittelfristigen Unternehmensplanung 

und die Fokussierung auf Risiken, die den Fortbestand des 

Unternehmens bedrohen könnten. Auch weiterhin wer­

den die festgelegten Abläufe des Risikomanagements in 

Zusammenarbeit mit dem Qualitätsmanagement der NBB 

regelmäßig hinsichtlich vorhandener Optimierungspoten­

ziale überprüft.

Die NBB verfolgt eine konservative Risikopolitik, die sich 

am Marktumfeld und an den langfristigen Unternehmens- 

und Konzernzielen orientiert.

Im Folgenden sind Risikofelder beschrieben, welche die 

Geschäftsentwicklung der NBB maßgeblich beeinflussen 

können: 

Umfeldrisiken und Marktrisiken

Als unternehmerisches Kernrisiko gelten die Transport­

mengenrisiken, die sich witterungsbedingt bzw. auf Grund 

von verändertem Endkundenverhalten Ergebnis beein­

trächtigend auswirken können. Durch eine kontinuierliche 

Verbesserung der Datenqualität im gaswirtschaftlichen 

Berichtswesen und eine daraus folgend verbesserte Prog­

nosebasis konnten temperaturbedingte Entwicklungen in 

2009 frühzeitig erkannt werden.

Der Verlust von Pachtverträgen infolge eines Konzes­

sionsvertragsendes ist derzeit für die NBB kein Risiko 

von wesentlicher Bedeutung. Das Risikopotential, das 

sich mittelfristig aus dem Auslaufen von Konzessionsver­

trägen ergeben könnte, wurde bereits erkannt und im 

Risikoportfolio der NBB berücksichtigt. Dies ermöglicht 

die frühzeitige aktive Steuerung von Gegenmaßnahmen. 

Aktuell bedeutet dies u. a. die Entwicklung und Umset­

zung von Vertriebsstrategien zur Sicherung, aber auch zur 

Neugewinnung von Konzessionen. Auf diese Weise wird 

nicht nur die Risikowirkung minimiert, sondern kann auch 

gleichzeitig Chancenpotential generiert werden. 

Betriebsrisiken

Die Versorgungssicherheit und Funktionsfähigkeit der 

netztechnischen Anlagen werden durch kontinuierliche 

Sanierung und Ausbau des Netzes, eine dem zertifizier- 

ten Qualitätsmanagementsystem der NBB entsprechende 

Qualitätssicherung sowie durch ein systematisches Schu­

lungs-  und Weiterbildungssystem für die Mitarbeiter 

gewährleistet. Unvermeidliche Restrisiken aus dem Betrieb 

werden auf Grund der vorhandenen Regulierungssyste­

matik ab dem Geschäftsjahr 2009 und in den darauf fol- 

genden zwei Geschäftsjahren Entgelt erhöhend berück- 

sichtigt. Durch die Witterung verursachte Mindererträge 

des Jahres 2008 (16,1 Millionen Euro) werden ab dem 

Jahr 2010 und in den darauf folgenden zwei Jahren in 

der Berechnung der Erlösobergrenze berücksichtigt. Diese 

Situation ist branchenspezifisch.

Ab dem 1. Januar 2009 wurde das bisherige System der 

Kostenregulierung durch das Anreizregulierungsmodell 

ersetzt. Den Netzbetreibern wurden durch die BNetzA 

die entsprechenden Bescheide zugestellt und damit die 

Obergrenzen für die erzielbaren Erlöse vorgegeben. Es 

erfolgt eine Orientierung am effizientesten Netzbetrei- 

ber. Im Rahmen eines neunjährigen Zeithorizonts müs­

sen die vorgegebenen Effizienzziele erreicht werden. Für 

alle Netzbetreiber wurde für die Anreizregulierungsphase  

eine aktuelle Effizienzquote festgestellt, die den Hand­

lungsbedarf bis zum Ende dieser Regulierungsphase 

aufzeigt. Für das GASAG-Netz ist eine Effizienzquote 

von rund 97 % und für die EMB- und HSW-Netze eine 

Quote von 100 % festgestellt worden. Der damit ver­

bundene geringe Handlungsbedarf bei der NBB führt 

zu geringen Risiken aus der ersten Phase der Anreiz- 

regulierung.

Durch eine effiziente, kundenorientierte und flexible 

Unternehmensstruktur ist die NBB auf die veränderten 

Bedingungen des Marktes und den sich verschärfenden 

Wettbewerb gut vorbereitet und wird so auch in Zukunft 

ihre Marktposition stärken können.

Die NBB als größte regionale Gasverteilnetzbetreiberin 

der Region Berlin-Brandenburg hat den Weg des Ausbaus 

ihres Dienstleistungsgeschäfts auch 2009 konsequent 

fortgeführt. Hierbei wurde die NBB überregional sowie 

spartenübergreifend tätig. Neben dem Abschluss sparten­

übergreifender Verträge wurden die Dienstleistungen der 

NBB durch eine breite Öffentlichkeitsarbeit erfolgreich am 

Markt positioniert.

4. Risikobericht3. Nachtragsbericht

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 

Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind, haben sich 

nicht ergeben.
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Auf Grundlage der genehmigten Erlösobergrenze für die 

erste Anreizregulierungsperiode sowie im Hinblick auf die 

Entwicklung der Transportmenge unter der Annahme eines 

normalen Witterungsverlaufs sowie Auslaufens der nega­

tiven Effekte der Wirtschaftskrise Ende 2010 geht die NBB 

von einer positiven Umsatzentwicklung aus. Die Berück­

sichtigung der witterungsbedingten Minderentgelte aus 

den Jahren 2006, 2007 und 2008 wirkt sich, wie bereits in 

2009, in den folgenden Geschäftsjahren umsatzerlösstei- 

gernd aus. Diese positive Umsatzentwicklung und die 

zugrunde gelegte Kostenstruktur führen in den folgenden 

Geschäftsjahren zu positiven Jahresergebnissen. Die Pla­

nung erfolgte unter netzspezifischer Berücksichtigung der 

Effekte aus der ab 1. Januar 2009 geltenden Anreizregu­

lierungsverordnung. 

Der weitere Ausbau des Dienstleistungsgeschäfts und die 

damit einhergehende Neukundenakquisition stehen auch 

für die folgenden Geschäftsjahre im Fokus der NBB. Des 

Weiteren wird im Bereich Netze spartenübergreifend von 

einem Wachstum ausgegangen. Dabei wird die Zielset­

zung der kundenfreundlichen, transparenten sowie effi­

zienten Gestaltung der Geschäftsprozesse konsequent 

weiterverfolgt. So wird im Rahmen eines internen Orga­

nisationsprojekts im Bereich des technischen Betriebs die  

Umsetzung eines kennzahlengesteuerten Instandhaltungs- 

managements angestrebt.

Die Verluste der Konzessionsgebiete in der Stadt Prem­

nitz sowie weitere prognostizierte Konzessionsverluste im 

Raum Brandenburg haben auf die wirtschaftliche Entwick­

lung der NBB nur einen unwesentlichen Einfluss.

Die konsequente Fortführung der Maßnahmen für die 

Sicherung des Betriebs und den Erhalt der bestehenden 

Netze sind auch in den kommenden Geschäftsjahren ein 

wesentlicher Bestandteil der Geschäftstätigkeit der NBB. 

Berlin, den 28. Januar 2010

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG

Ulf Altmann			   Frank Behrend

5. Prognosebericht

der Netzinfrastrukturen werden im Hinblick auf Sach- und 

Personenschäden durch einen angemessenen Versiche­

rungsschutz abgesichert, der auf der Basis eines dem 

Risikopotenzial der NBB entsprechenden Haftpflichtver­

sicherungskonzepts gebildet wird. 

Risikomanagementziele und -methoden  

in Bezug auf Finanzinstrumente

Die wichtigsten Finanzinstrumente der NBB sind flüssige 

Mittel sowie Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lie­

ferungen und Leistungen insbesondere gegen verbun­

dene Unternehmen sowie Unternehmen mit Beteiligungs- 

verhältnis. Kredite werden derzeit nicht in Anspruch ge- 

nommen. Der Hauptzweck dieser Finanzinstrumente ist die  

Finanzierung der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft.

Die NBB legt überschüssige Finanzmittel im Rahmen des 

Cash-Pooling an. Das Cash Management (Cash-Pooling-

Vereinbarung) wird im Rahmen von Geschäftsbesorgungs­

verträgen durch die GASAG durchgeführt. 

Das Finanzanlagevermögen wurde im Rahmen gesetz­

licher Anforderungen an die Insolvenzsicherung von 

Altersteilzeitguthaben zur treuhänderischen Verwaltung 

an den GASAG Treuhand e. V. übertragen. Auf Basis der 

Satzung des GASAG Treuhand e. V. und eines bilateralen 

Treuhandvertrages mit der NBB wird das Treugut nach 

konservativen Anlagekriterien durch einen beauftragten 

Dritten angelegt. Dabei ist jederzeit sichergestellt, dass 

die aufgelaufenen Erfüllungsrückstände vollständig durch 

mündelsichere Anlagen gedeckt sind.

Die Gesellschaft betreibt keinen Handel mit Finanzinstru­

menten. Ein Einsatz von Finanzderivaten ist nicht erfor­

derlich. Das sich ergebende wesentliche Risiko der Gesell­

schaft besteht in einem Ausfallrisiko.

Ausfallrisiko

Die Forderungen der Gesellschaft sind unbesichert. Das 

Ausfallrisiko wird durch einen systematischen Risikoma­

nagementprozess auf Basis der Konzernrichtlinien des 

GASAG-Konzerns begrenzt. Des Weiteren wurde für Händ- 

lerforderungen ein Bonitätsprüfungsprozess installiert. 

Weitere wesentliche Bestandteile sind ein konzernweit ein­

heitlicher Überwachungsprozess sowie eine konzernweit 

einheitliche Risikoberichterstattung.

Sonstige Risiken

Der Realisierung von Betriebs-  und Organisationsrisiken,  

insbesondere bedingt durch Verlustgefahren infolge 

Unangemessenheit oder des Versagens von internen Ver­

fahren, Mitarbeitern und Systemen sowie infolge exter­

ner Ereignisse, rechtlicher Risiken und Informationsrisiken, 

wird im Rahmen des beschriebenen Risikomanagement- 

prozesses begegnet.

Gesamtrisiko

Derzeit sind keine bestandsgefährdenden Risiken vor­

handen, die negative Auswirkungen auf die wirtschaft­

liche Lage der Gesellschaft in erheblichem Umfang haben 

können. Für das Risikoinventar der NBB kam es bezüglich 

Inhalt und Umfang in 2009 zu keinen bedeutenden Ände­

rungen.
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01. 01. – 31. 12. 2009  
T5

01. 01. – 31. 12. 2008  
T5

1. Umsatzerlöse 309.470 278.283

2. Bestandsveränderung – 1.638 846

3. Sonstige betriebliche Erträge 7.350 7.401

4. Materialaufwand 244.413 245.114

5. Personalaufwand 21.839 17.207

6. Abschreibungen 473 157

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 24.792 33.859

8. Finanzergebnis 160 – 999

9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 23.825 – 10.806

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 3.781 – 1.725

11. Sonstige Steuern 130 0

12. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 19.914 – 9.081

13. Gutschrift/Lastschrift auf Gesellschafterkonten – 19.914 9.081

0 0

Gewinn- und Verlustrechnung
der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, Berlin, 	
für den Zeitraum vom 01. 01. – 31. 12. 2009

Bilanz
der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, Berlin, 
zum 31. 12. 2009

Aktiva
31. 12. 2009  

T5
31. 12. 2008  

T5

A. Anlagevermögen

I.   Immaterielle Vermögensgegenstände 178 39

II.  Sachanlagen 482 445

III. Finanzanlagen 5.913 4.922

6.573 5.406

B. Umlaufvermögen

I.   Vorräte 7.492 9.130

II.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 103.466 76.151

III. Kassenbestand und Schecks 0 2

110.958 85.283

C. Rechnungsabgrenzungsposten 63 0

D. Nicht durch Vermögenseinlagen gedeckte  
Verlustanteile von Kommanditisten

0 16.412

117.594 107.101

Passiva
31. 12. 2009  

T5
31. 12. 2008  

T5

A. Eigenkapital

I.   Kapitalanteile der Kommanditisten 1.000 1.000

II.  Verlustsonderkonten der Kommanditisten 0 – 985

1.000 15

B. Rückstellungen 83.963 79.631

C. Verbindlichkeiten 10.563 8.323

D. Rechnungsabgrenzungsposten 22.068 19.132

117.594 107.101
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Posten des Anlagevermögens Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte

Anfangsstand

T1

Zugänge

T1

Abgänge

T1

Umbuchungen

T1

Endstand

T5

Anfangsstand 

T1

Abschreibungen 
im Geschäftsjahr

T1

Zuschreibung angesammelte 
Abschreibungen 

auf Abgänge
der Spalte 4, T1

Endstand

T5

am 
31. 12. 2009

T5

am Ende des  
vorangegangenen  

Geschäftsjahres
T1

Spalte			   1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

I. Immaterielle  
Vermögensgegenstände

Konzessionen, gewerbliche  
Schutzrechte und ähnliche  
Rechte und Werte

68 419 0 0 487 29 280 0 0 309 178 39

68 419 0 + 0 487 29 280 0 0 309 178 39

./. 0

II. Sachanlagen

1. Betriebs- und  
Geschäftsausstattung

1.065 233 30 + 11 1.279 631 193 0 27 797 482 434

2. Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau

11 4 4 ./. 11 0 0 0 0 0 0 0 11

1.076 237 34 + 11 1.279 631 193 0 27 797 482 445

./. 11

III. Finanzanlagen

Treuhandvermögen  
GASAG Treuhand e. V.

5.391 765 0 0 6.156 469 0 226 0 243 5.913 4.922

5.391 765 0 + 0 6.156 469 0 226 0 243 5.913 4.922

./. 0

6.535 1.421 34 + 11 7.922 1.129 473 226 27 1.349 6.573 5.406

./. 11

Anlagenspiegel
der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, Berlin, 	
für die Zeit vom 01. 01. 2009 – 31. 12. 2009

NBB Geschäftsbericht 2009
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Jahr des Zugangs und in den vier darauf folgenden Jah­

ren abgeschrieben. Wertpapiere des Finanzanlagever­

mögens werden zu Anschaffungskosten angesetzt. Liegt 

eine Wertminderung zum Bilanzstichtag vor, so werden 

die Finanzanlagen gemäß §  253 Abs. 2 HGB a. F. bewer­

tet und ggf. außerplanmäßig abgeschrieben. Bei Wegfall 

der Gründe findet das Wertaufholungsgebot nach §  280 

Abs. 1 HGB a. F. Beachtung.

Die Vorräte werden zu Anschaffungs- oder Herstellungs­

kosten bzw. unter Beachtung des strengen Niederstwert­

prinzips mit dem niedrigeren beizulegenden Wert am 

Abschlussstichtag angesetzt. Die Herstellungskosten der 

unfertigen Leistungen enthalten neben den Einzelkosten 

angemessene Teile der notwendigen Material- und Ferti- 

gungsgemeinkosten. Erkennbare Risiken werden gemäß 

§  253 Abs. 3 Satz 2 HGB a. F. berücksichtigt.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 

sind zu Nennwerten angesetzt. Für erkennbare Einzel­

risiken werden Wertberichtigungen vorgenommen. For­

derungen werden ausgebucht, sobald sie uneinbringlich 

sind. Dem allgemeinen Ausfall-  und Kreditrisiko wurde 

durch eine Pauschalwertberichtigung in Höhe von 2 % der 

Nettoforderungen gegen Dritte Rechnung getragen. Wei­

tergehende Wertberichtigungen werden nicht vorgenom­

men. Die bilanzielle Abgrenzung auf zum Stichtag noch 

nicht abgerechnete Netzentgelte ist auf der Basis eines 

DV-gestützten Individualverfahrens durchgeführt worden. 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflich­

tungen sowie die Verpflichtungen aus der Altersteilzeit­

regelung werden nach dem Anwartschaftsbarwertver- 

fahren auf der Grundlage versicherungsmathematischer Gut- 

achten gebildet. Bei der Berechnung der Rückstellungen 

für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wird ein Zins­

satz von 5,25 % (Vorjahr: 5,5 %), für Altersteilzeitrückstel­

lungen ein Zinssatz von 4,45 % (Vorjahr: 5,25 %) zugrunde 

gelegt. Die Erfüllungsrückstände wurden erstmalig abge­

zinst. Aus der Anpassung der Zinssätze sowie der erstmali­

gen Abzinsung der Erfüllungsrückstände der Altersteilzeit­

rückstellung ergibt sich insgesamt nur eine unwesentliche 

Erhöhung der Rückstellungen (39 Tausend Euro).

In den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Ver­

pflichtungen ist eine Rückstellung für einen Teil der mit­

telbaren Verpflichtungen (Deckungslücke) gegenüber der  

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) 

enthalten. Bei der Rückstellungsbewertung wurde eine 

Anerkennung als Härtefall nach den Ausführungsbestim­

mungen zu §  65 Abs. 5 a VBL-Satzung unterstellt. Die Ver­

pflichtung zur Zahlung des Sanierungsgeldes der VBL wird 

mit ihrem Barwert bilanziert.

In den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Ver­

pflichtungen ist zudem eine Rückstellung für einen Ab- 

geltungsbetrag gegenüber der Zusatzversorgungskasse 

(ZVK) enthalten. Die NBB hat im Geschäftsjahr 2009 

Arbeitnehmer der Stadtwerke Forst GmbH übernommen, 

wobei die übernommenen Arbeitnehmer in der ZVK ver­

sichert bleiben, nicht aber die zukünftigen Beschäftigten 

des übernommenen Aufgabengebietes. Dies dient dem 

Schutz des Umlagesystems der ZVK. Bei der Berech­

nung der Rückstellung wird gem. der Satzung der ZVK 

ein Zinssatz von 2,25 % zugrunde gelegt, welcher in der 

Deckungsrückstellungsverordnung der ZVK vom 11. Okto­

ber 2006 festgelegt ist.

Die Steuerrückstellungen und die sonstigen Rückstellungen 

berücksichtigen alle erkennbaren Risiken, ungewissen Ver­

bindlichkeiten sowie Aufwendungen nach §  249 Abs. 1 Nr. 1  

und Abs. 2 HGB. Sie sind in der Höhe angesetzt, die nach 

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist.

Die Verbindlichkeiten sind mit den jeweiligen Rückzah­

lungsbeträgen passiviert.

Die nach dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)  

verpflichtenden Anhangangaben bezüglich der außerbilan- 

ziellen Geschäfte, der Geschäfte mit nahestehenden Unter- 

nehmen und der Abschlussprüferhonorare wurden in die­

sem Anhang berücksichtigt.

Vorbemerkungen

Gegenstand der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg 

mbH & Co. KG (NBB) sind der Betrieb eigener und fremder 

technischer Leitungsnetze zur Versorgung (Energie, Was­

ser, Abwasser), die Erbringung aller mit den vorbezeichne­

ten Tätigkeiten in Zusammenhang stehenden Dienstleis­

tungen sowie sonstiger technischer Dienstleistungen und 

die Vornahme aller damit im Zusammenhang stehenden 

Geschäfte. Gegenstand der NBB ist auch die Vermarktung 

der Netznutzung zu Transportzwecken, die Übernahme 

der Betriebsführung für Netze Dritter sowie die techni­

sche und kaufmännische Beratung und Unterstützung 

von Netzbetreibern und -eigentümern sowie alle damit in 

Zusammenhang stehenden Geschäfte einschließlich der 

Mitarbeiterüberlassung.

An der NBB sind die GASAG Berliner Gaswerke AG, Ber­

lin (GASAG), die EMB Erdgas Mark Brandenburg GmbH, 

Potsdam (EMB), und die Havelländische Stadtwerke 

GmbH, Werder (HSW), als Kommanditistinnen beteiligt. 

Persönlich haftende Gesellschafterin ist die Komplemen­

tärin NBB Netz-Beteiligungs-GmbH, Berlin, mit einem 

gezeichneten Kapital von 25 Tausend Euro. Sie ist zur 

Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft allein 

berechtigt und verpflichtet. Die Komplementärin erbringt 

keine Einlage und ist am Vermögen der Gesellschaft nicht  

beteiligt.

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der Jahresabschluss wurde gemäß §§ 242 ff. und §§ 264 ff. 

HGB sowie den einschlägigen Vorschriften des Energie- 

wirtschaftsgesetzes und des Gesellschaftsvertrages auf- 

gestellt. Gemäß §  264a HGB gelten die Vorschriften für 

Kommanditgesellschaften entsprechend. Die NBB ist gemäß 

§  267 Abs. 4 Satz 2 HGB eine große Gesellschaft. Für die 

Gewinn-  und Verlustrechnung ist die Darstellung nach 

dem Gesamtkostenverfahren gewählt.

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren im We- 

sentlichen unverändert die nachfolgenden Bilanzierungs-  

und Bewertungsmethoden maßgebend.

Erworbene immaterielle Vermögensgegenstände sind mit 

den Anschaffungskosten und Gegenstände des Sachan- 

lagevermögens mit den Anschaffungs- oder Herstellungs­

kosten bewertet und werden, soweit abnutzbar, ent­

sprechend ihrer voraussichtlichen Nutzungsdauer linear 

abgeschrieben. Die Sachanlagen werden grundsätzlich 

unter Anwendung der steuerlich anerkannten Nutzungs- 

dauern abgeschrieben. Zugänge zum beweglichen Anlage- 

vermögen werden zeitanteilig abgeschrieben. Gering- 

wertige Anlagegüter bis zu einem Netto-Einzelwert von 

150 Euro werden im Jahr des Zugangs voll abgeschrieben 

bzw. direkt als Aufwand erfasst. Für Anlagegüter mit 

einem Netto-Einzelwert von mehr als 150 Euro bis 1.000 

Euro wird der jährlich steuerlich zu bildende Sammel­

posten aus Vereinfachungsgründen in die Handelsbilanz 

übernommen und pauschalierend jeweils mit 20 % im 

Anhang für das Geschäftsjahr 2009
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Forderungen und sonstige VermögensgegenständeAnlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermö­

gens ist dem Anlagenspiegel zu entnehmen.

Das Finanzanlagevermögen beinhaltet Wertpapiere zur 

Insolvenzsicherung von Ansprüchen aus Altersteilzeitver­

einbarungen nach §  8a des Altersteilzeitgesetzes, welche 

von dem zu diesem Zweck in 2007 gegründeten GASAG 

Treuhand e. V. gehalten werden. Der GASAG Treuhand e. V. 

hat die ihm von der NBB übertragenen finanziellen Mittel 

(Buchwert: 5.913 Tausend Euro; Vorjahr: 4.922 Tausend 

Euro) unter angemessener Abwägung von Ertragsmög­

lichkeiten und der Substanzerhaltung zu verwalten und  

darf sie darüber hinaus in Zukunft ausschließlich und unwi­

derruflich zur Erfüllung der entsprechenden Verpflichtun­

gen verwenden. 

Vorräte

Unter den Vorräten werden unfertige Leistungen bilanziert. 

Es handelt sich hierbei im Wesentlichen um Maßnahmen 

im Zusammenhang mit dem Netzausbau, die noch nicht 

an die Verpächter abgerechnet wurden.

31. 12. 2009 31. 12. 2008

insgesamt Restlaufzeit 
bis 1 Jahr

insgesamt Restlaufzeit 
bis 1 Jahr

T5 T5 T5 T5

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 6.714 6.710 4.726 4.724

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 89.788 89.788 65.433 65.433

	 (davon aus Lieferungen und Leistungen) (21.551) (21.551) (17.205) (17.205)

	 (davon gegen Gesellschafter) (89.132) (89.132) (65.379) (65.379)

Forderungen gegen Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

1.968 1.968 3.484 3.484

	 (davon aus Lieferungen und Leistungen) (911) (911) (1.736) (1.736)

	 (davon gegen Gesellschafter) (1.968) (1.968) (3.484) (3.484)

Sonstige Vermögensgegenstände 4.996 4.996 2.508 2.508

103.466 103.462 76.151 76.149

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen und 

gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht, beinhalten überwiegend Netzentgelte, Forderun­

gen aus dem Kontenclearing mit der GASAG und Forderun- 

gen an die Gesellschafter aus der aus der rückwirkenden 

Mehrerlösabschöpfung resultierenden Pachtminderung.

Die Rechtsauffassung der BNetzA zur Vereinbarkeit der 

rückwirkenden Mehrerlösabschöpfung mit dem geltenden 

Rechtsrahmen wurde durch den BGH bestätigt. Der BGH 

hat im Jahr 2008 den Beschluss des OLG Düsseldorf vom 

21. Juli 2006 (VI-3 Kart 289/06) aufgehoben. Dies hat die 

Konsequenz, dass die Netzbetreiber die im Zeitraum zwi­

schen der Antragstellung und der Genehmigung einge­

nommenen höheren Netzentgelte als Mehrerlöse zu Guns­

ten der Netznutzer zu verrechnen haben. Der Bescheid zur 

rückwirkenden Mehrerlösabschöpfung wurde der NBB im 

Dezember 2009 zugestellt. Daraufhin wurde die im Vor­

jahr gebildete Rückstellung zur Abdeckung dieses Risikos 

angepasst. Gleichzeitig wurden die Forderungen der NBB 

als Netzpächterin gegenüber den Verpächtern angepasst. 

Die Verrechnung erfolgt über einen Zeitraum von drei Jah­

ren ab 2010.

Weiterhin werden unter den Forderungen gegen verbun­

dene Unternehmen und gegen Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht, Gewerbesteuererstattungs- 

ansprüche gegenüber den Gesellschaftern ausgewiesen.

In den sonstigen Vermögensgegenständen sind Steuer- 

forderungen in Höhe von 4.326 Tausend Euro (Vorjahr: 

2.189 Tausend Euro) enthalten.

Eigenkapital

Die Kapitalanteile der Gesellschaft betragen unverändert 

1.000 Tausend Euro, von denen wie im Vorjahr 835 Tau­

send Euro auf die GASAG, 150 Tausend Euro auf die EMB 

und 15 Tausend Euro auf die HSW entfallen.

Aufgrund des positiven Jahresergebnisses konnte die 

Gesellschaft die im Vorjahr ausgewiesenen, nicht durch 

Erläuterungen zur Bilanz
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Vermögenseinlagen gedeckten Verlustanteile in Höhe von 

16.412 Tausend Euro sowie die Verlustsonderkonten der 

Gesellschafter GASAG und EMB vollständig ausgleichen. 

Die übersteigenden Gewinnanteile werden als Ausschüt­

tungsverbindlichkeiten gegenüber den Gesellschaftern 

ausgewiesen.

Rückstellungen

In den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Ver­

pflichtungen sind mit 10.059  Tausend Euro (Vorjahr: 

9.712 Tausend Euro) die Sanierungsgelder für die VBL und 

mit 474 Tausend Euro (Vorjahr: 0 Euro) der Abgeltungs- 

betrag gegenüber der ZVK enthalten.

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen 

die Rückstellung im Zusammenhang mit der rückwirken­

den Mehrerlösabschöpfung in Höhe von 31.799 Tausend 

Euro (Vorjahr: 49.418 Tausend Euro). Ferner betreffen 

14.457 Tausend Euro (Vorjahr: 10.286 Tausend Euro) Rück­

stellungen für noch nicht abgerechnete Lieferungen und 

Leistungen, 5.346 Tausend Euro (Vorjahr: 4.544 Tausend 

Euro) Rückstellungen für die Altersteilzeitregelung sowie 

1.753 Tausend Euro (Vorjahr: 1.425 Tausend Euro) Rück­

stellungen für Tantiemen, Urlaubsansprüche, Gleitzeitgut­

haben und Leistungszulagen.

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten

Der Passive Rechnungsabgrenzungsposten enthält Zu- 

schüsse in Höhe von 21.712 Tausend Euro (Vorjahr: 18.219 

Tausend Euro) gemäß Niederdruckanschlussverordnung 

(NDAV), die über einen Zeitraum von 20 Jahren ertrags­

wirksam vereinnahmt werden.

In den Umsatzerlösen sind Erträge aus der Erstattung von 

Biogaskosten (auf Basis von Plankosten) durch den Bilanz­

kreisnetzbetreiber enthalten. Dem gegenüber stehen die 

tatsächlichen Kosten, die aus dem Betrieb des Biogasan­

schlusses resultieren. Der die Kosten übersteigende Anteil 

des vereinnahmten Ertrags in Höhe von 355 Tausend Euro 

wurde zum 31. Dezember 2009 passivisch abgegrenzt.

Der im Vorjahr für den die Kosten übersteigenden Anteil des 

vereinnahmten Ertrags aus der Weiterwälzung vorgelagerter 

Netzkosten gebildete passive Rechnungsabgrenzungsposten 

wurde im Geschäftsjahr 2009 erfolgswirksam aufgelöst.

Verbindlichkeiten

31. 12. 2009 
T5

31. 12. 2008 
T5

Rückstellungen für  
Pensionen und ähnliche 
Verpflichtungen

11.670 10.742

Steuerrückstellungen 15.004 296

Sonstige Rückstellungen 57.289 68.593

83.963 79.631

31.12.2009 31.12.2008

insgesamt Restlaufzeit 
bis 1 Jahr

insgesamt Restlaufzeit 
bis 1 Jahr

T5 T5 T5 T5

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 812 812 774 774

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.383 1.383 2.102 2.102

Konten der Gesellschafter 2.459 2.459 18 18

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 1.647 1.647 3.167 3.167

	 (davon aus Lieferungen und Leistungen) (1.397) (1.397) (1.671) (1.671)

	 (davon gegenüber Gesellschaftern) (1.588) (1.588) (3.145) (3.145)

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

37 37 276 276

	 (davon aus Lieferungen und Leistungen) (2) (2) (30) (30)

	 (davon gegenüber Gesellschaftern) (37) (37) (276) (276)

Sonstige Verbindlichkeiten 4.225 4.219 1.986 1.986

	 (davon aus Steuern) (4.130) (4.130) (1.796) (1.796)

	 (davon im Rahmen der sozialen Sicherheit) (18) (12) (0) (0)

10.563 10.557 8.323 8.323

Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von über fünf Jahren bestehen nicht.
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Abschreibungen

Abschreibungen in Höhe von 280 Tausend Euro (Vorjahr: 

22 Tausend Euro) betreffen Abschreibungen auf immate­

rielle Vermögensgegenstände. Die Erhöhung gegenüber 

dem Vorjahr ergibt sich im Wesentlichen aus der Abschrei­

bung der GIS-Software, welche im Geschäftsjahr von der 

Stadtwerke Forst GmbH zugekauft wurde. 193 Tausend 

Euro (Vorjahr: 135 Tausend Euro) betreffen planmäßige 

Abschreibungen auf Sachanlagen.

Sonstige betriebliche Aufwendungen

In den übrigen betrieblichen Aufwendungen sind perio­

denfremde Anteile in Höhe von 54 Tausend Euro (Vorjahr: 

430 Tausend Euro) enthalten.

Finanzergebnis

Die sonstigen Zinsen und ähnliche Erträge resultieren im 

Wesentlichen aus Zinserträgen aus dem GASAG Treu- 

hand  e. V. zur Insolvenzsicherung von Ansprüchen aus 

Altersteilzeitvereinbarungen in Höhe von 57 Tausend Euro 

(Vorjahr: 27 Tausend Euro), aus dem Kontenclearing mit 

der Gesellschafterin GASAG in Höhe von 65 Tausend Euro 

(Vorjahr: 675 Tausend Euro) und aus Zinsen aus Ertrag­

steuererstattungen in Höhe von 89 Tausend Euro (Vorjahr: 

0 Euro).

Steuern

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag beinhalten Gewer­

besteueraufwand für das laufende Geschäftsjahr in Höhe 

von 14.888 Tausend Euro (Vorjahr: 2.297 Tausend Euro) 

und für vorangegangene Jahre in Höhe von 2.532 Tausend 

Euro (Vorjahr: 291 Tausend Euro Ertrag). Gemäß §  12.1 

des Gesellschaftsvertrages sind die Kommanditisten der 

Gesellschaft verpflichtet, die auf steuerlichen Sonder- und/

oder Ergänzungsbilanzen der jeweiligen Kommanditisten 

beruhenden Gewerbesteuerbelastungen bzw. -entlastun- 

gen zu tragen. Der auf diesem Sachverhalt beruhende 

tatsächliche Gewerbesteueraufwand für das laufende 

Geschäftsjahr in Höhe von 11.628 Tausend Euro (Vorjahr: 

4.009 Tausend Euro) wird gemäß §  12.2 des Gesellschafts­

vertrages an die NBB erstattet. Für vorangegangene Jahre 

wird ein Erstattungsanspruch in Höhe von 2.011 Tausend 

Euro unter den Sonstigen Vermögensgegenständen aus­

gewiesen (Vorjahr: 277 Tausend Euro Rückerstattung an 

die Kommanditisten).

Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse resultieren zu 85,5 % (Vorjahr: 87,8 %) 

aus Netzentgelten, zu 12,7 % (Vorjahr: 10,7 %) aus Leis­

tungen im Zusammenhang mit Rohrnetzen und Gasanla- 

gen, zu 1,4 % (Vorjahr: 1,1 %) aus sonstigen Dienstleistun­

gen und zu 0,4 % (Vorjahr: 0,4 %) aus der Auflösung von 

Zuschüssen gemäß NDAV. Im Netzgebiet der GASAG wur­

den 78,3 % (Vorjahr: 78,1 %) der Umsatzerlöse erzielt. Auf 

das Netzgebiet der EMB entfallen 19,3 % (Vorjahr: 19,7 %) 

und auf das Netzgebiet der HSW 2,4 % (Vorjahr: 2,2 %) 

der Umsatzerlöse. 

Die Gesamtumsatzerlöse des Geschäftsjahres 2009 betra­

gen 309.470 Tausend Euro (Vorjahr: 278.283 Tausend Euro).  

Hierbei handelt es sich zum überwiegenden Teil um Umsatz- 

erlöse aus Netzentgelten sowie um von den Transport­

kunden vereinnahmte Konzessionsabgaben. Des Weiteren 

werden im Geschäftsjahr 2009 erstmalig Erstattungen der  

Bilanzkreisnetzbetreiber im Rahmen des Mehr-/Minder­

mengenausgleichs in Höhe von 1.452 Tausend Euro ausge- 

wiesen. In gleicher Höhe sind unter den bezogenen Leis­

tungen die an die Händler zu leistenden Beträge enthalten.

Periodenfremde Umsatzerlöse sind in Höhe von 845 Tau­

send Euro (Vorjahr: 869 Tausend Euro) enthalten.

Bestandsveränderungen

Die Bestandsveränderungen betreffen im Wesentlichen 

unfertige Leistungen für Rohrnetz- und Anlagentechnik. 

Sonstige betriebliche Erträge

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind Erträge aus 

der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 5.745 Tau­

send Euro (Vorjahr: 2.352 Tausend Euro), andere perioden­

fremde Erträge in Höhe von 510 Tausend Euro (Vorjahr: 

670 Tausend Euro) sowie Erstattungen von Schäden in 

Höhe von 370 Tausend Euro (Vorjahr: 333 Tausend Euro) 

enthalten. Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten  

zudem Zuschreibungen der Wertpapiere zur Insolvenz- 

sicherung von Ansprüchen aus Altersteilzeitvereinbarungen  

in Höhe von 226 Tausend Euro. Im Vorjahr wurden hierauf 

Abschreibungen auf Finanzanlagen (469 Tausend Euro) 

vorgenommen.

Materialaufwand

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen beinhalten 

im Wesentlichen Netzpachtaufwendungen und weitere 

Leistungen für Rohrnetze, Aufwendungen aus vorgela­

gerten Netzen sowie Ablesungs-  und Abrechnungsauf­

wendungen.

Personalaufwand

In den Löhnen und Gehältern sind Aufwendungen für die 

Altersteilzeitregelung in Höhe von 1.297 Tausend Euro 

(Vorjahr: 1.001 Tausend Euro) enthalten. Die Sanierungs­

gelder für die VBL in Höhe von 348 Tausend Euro (Vorjahr:  

123 Tausend Euro) sowie der Abgeltungsbetrag für die  

ZVK in Höhe von 474 Tausend Euro (Vorjahr: 0 Euro) sind 

in den Aufwendungen für Altersversorgung ausgewiesen. 

Die Erhöhung ergibt sich unter anderem aus der Über­

nahme der Mitarbeiter der Stadtwerke Forst GmbH. 

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

2009 2008

T5 T5

Aufwendungen für Roh-,  
Hilfs- und Betriebsstoffe und  
für bezogene Waren

7.311 10.547

Bezogene Leistungen 237.102 234.567

244.413 245.114

2009 2008

T5 T5

Löhne und Gehälter 17.103 13.757

Soziale Abgaben und Aufwendungen  
für Altersversorgung und Unterstützung

4.736 3.450

	 (davon für Altersversorgung) (1.794) (1.051)

21.839 17.207

2009 2008
T5 T5

Mieten 6.430 6.749

Geschäftsbesorgungsvergütungen 4.367 6.488

Mehrerlösabschöpfung 0 6.316

Beratungs- und Abschlusskosten 989 461

IV-Leistungen und Hardware-Leasing 5.902 5.552

Personalüberlassungen 411 1.756

Übrige betriebliche Aufwendungen 6.693 6.537

24.792 33.859

2009 2008

T5 T5

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 216 709

	 (davon aus verbundenen Unternehmen) (65) (675)

Abschreibungen auf Finanzanlagen 0 469

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 56 1.239

	 (davon an verbundene Unternehmen) (3) (1.238)

160  – 999
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Mitarbeiter

Im Jahresdurchschnitt beschäftigte die NBB 331 Mitarbei­

ter ohne Auszubildende und Geschäftsführer.

Haftungsverhältnisse

Es bestehen keine Haftungsverhältnisse.

Außerbilanzielle Geschäfte / 

sonstige finanzielle Verpflichtungen

Für alle tarif- sowie einige außertariflichen Mitarbeiter der 

NBB besteht eine Mitgliedschaft bei der Versorgungsan­

stalt des Bundes und der Länder (VBL). Die VBL ist eine 

rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, deren Zweck­

bestimmung es ist, Arbeitnehmern der beteiligten Arbeit­

geber im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusätz­

liche Alters- und Hinterbliebenenversorgung zu gewähren. 

Die VBL wird durch Umlagen finanziert. Der Umlagesatz  

für die VBL betrug im Geschäftsjahr 2009 für den Tarif- 

bereich West 7,86 %, davon leistet der Arbeitgeber 6,45 % 

und der Arbeitnehmer 1,41 %. Im Tarifbereich Ost betrug 

der Umlagesatz 1,0 %, den der Arbeitgeber trägt. Ferner 

wird im Tarifgebiet Ost ein Beitrag im Kapitaldeckungs­

verfahren in Höhe von 4,0 % erhoben, der jeweils zur 

Hälfte von Arbeitgeber und Arbeitnehmer getragen wird. 

Das umlagepflichtige Entgelt im Geschäftsjahr betrug 

12.250 Tausend Euro.

Zum Bilanzstichtag bestehen sonstige finanzielle Ver­

pflichtungen in Höhe von 591.620 Tausend Euro (Vorjahr: 

720.916 Tausend Euro), von denen 529.960 Tausend Euro 

(Vorjahr: 663.283 Tausend Euro) auf verbundene Unter­

nehmen entfallen. Bestellobligos bestehen in Höhe von 

10.092 Tausend Euro (Vorjahr: 3.804 Tausend Euro).

Im Wesentlichen betreffen die sonstigen finanziellen Ver­

pflichtungen die Netz-Pachtverträge mit der GASAG, der 

EMB und der HSW über die Wirtschaftsgüter des Gasnet­

zes sowie Asset-Owner-Kosten.

Die NBB zieht aus den nachfolgenden Pachtverhältnissen 

die Finanzierungsvorteile, muss jedoch den Zahlungsver­

pflichtungen jederzeit nachkommen können.

Mit der GASAG besteht seit 2005 ein Vertrag über die Ver­

pachtung der Wirtschaftsgüter des Berliner Gasnetzes mit 

allen technischen Nebeneinrichtungen. Der Pachtvertrag 

hat vorläufig eine Laufzeit bis zum 27. Dezember 2012. 

Danach wird über eine Verlängerung des Pachtvertrages 

verhandelt. 

Mit der EMB besteht seit 2005 ein Vertrag über die Ver­

pachtung eines Erdgasenergieversorgungsnetzes im Land 

Brandenburg mit allen technischen Nebeneinrichtungen. 

Es wurde zunächst eine Laufzeit bis zum 31. Dezem­

ber 2015 vereinbart. Der Vertrag verlängert sich danach 

automatisch um weitere zwei Jahre, wenn er nicht sechs 

Monate vor Beginn einer Verlängerungsperiode schriftlich 

gekündigt wurde. 

Seit 2006 besteht mit der HSW ein Vertrag über die Ver­

pachtung eines Erdgasenergieversorgungsnetzes im Land 

2009 2008

Mitarbeiter Mitarbeiter

Männer 238 205

Frauen 93 77

331 282

Sonstige Angaben

EMB Erdgas Mark Brandenburg GmbH 2009

als Auftragnehmer T5

Grundstücks- und Gebäudemieten 1.371

Dienstleistungen 966

BAS Abrechnungsservice GmbH & Co. KG 2009

als Auftragnehmer T5

Ablesungs- und Abrechnungsleistungen und 
IV-Leistungen für Systemanpassungen 8.298

BEGA.tec GmbH 2009

als Auftragnehmer T5

Rohrnetzarbeiten, Anlagentechnik und  
Management von Messgeräten 14.355

GASAG WärmeService GmbH 2009

als Auftragnehmer T5

Wärmebezug 1.293

NBB Netz-Beteiligungs-GmbH 2009

als Auftragnehmer T5

Dienstleistungen 510

GASAG Berliner Gaswerke AG 2009

als Auftraggeber T5

Dienstleistungen 1.959

NFL Netzgesellschaft Forst (Lausitz) 2009

GmbH & Co. KG als Auftraggeber T5

Dienstleistungen 1.584

Stadtwerke Forst GmbH 2009

als Auftraggeber T5

Dienstleistungen 1.216

Brandenburg mit allen technischen Nebeneinrichtun­

gen. Es wurde zunächst eine Laufzeit von 10 Jahren bis 

zum 31. Dezember 2016 vereinbart. Die Kündigungsfrist 

beträgt während der Regellaufzeit ein Jahr und ist aus­

schließlich zum 31. Dezember 2011 und zum 31. Dezember 

2016 möglich. Der Vertrag verlängert sich um weitere fünf 

Jahre, sollte von den Kündigungsrechten kein Gebrauch 

gemacht werden. 

Bei allen genannten Pachtverträgen trägt die NBB als Päch­

terin während der Laufzeit des Vertrages alle Kosten und 

Lasten in Bezug auf den Pachtgegenstand.

Weitere Verpflichtungen beinhalten Mieten und Leasing­

kosten, Geschäftsbesorgungen, Ablesungs- und Abrech- 

nungsdienstleistungen, Personalüberlassungen, Bestel­

lung von Netzkapazitäten sowie Wartungs- und Betriebs­

führungskosten.

Geschäfte größeren Umfangs mit verbundenen und 

assoziierten Unternehmen gemäß §  10 Abs. 2 EnWG

Des Weiteren besteht ein Cash-Pooling-Vertrag, in des­

sen Rahmen der NBB ein Kontokorrentkredit in Höhe von 

20.000 Tausend Euro zur Verfügung steht.

Die Dienstleistungen beinhalten Geschäftsbesorgungen, 

Personalüberlassungen und IV-Leistungen.

Die NBB übernimmt auf der Grundlage einer Vereinbarung 

mit der GASAG für die Versorgungszusage gemäß der 

Vereinbarung über die Versorgung der Angestellten und 

Arbeiter des Landes Berlin (VVA) anteilig die anfallenden 

laufenden Aufwendungen aus Pensionsverpflichtungen.

GASAG Berliner Gaswerke AG 2009

als Auftragnehmer T5

Dienstleistungen 4.956

Mieten, Pachten und Leasing 5.171

Übernahme Versorgungszusagen 934
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Darüber hinaus sind gegenüber der GASAG und der EMB 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten sowie Pachtaufwendun­

gen für die Gasnetze angefallen.

Konzernverhältnisse

Der Jahresabschluss der NBB wird im Rahmen des von 

der GASAG Berliner Gaswerke Aktiengesellschaft, Ber­

lin, aufgestellten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 

2009 als verbundenes Unternehmen vollkonsolidiert. Der 

Konzernabschluss ist beim elektronischen Bundesanzeiger 

erhältlich.

Die Angaben für das im Geschäftsjahr berechnete 

Gesamthonorar des Abschlussprüfers nach §  285 Nr. 17 

HGB erfolgen im von der GASAG aufgestellten Konzern­

abschluss.

Persönlich haftende Gesellschafterin ist die NBB Netz- 

Beteiligungs-GmbH, Berlin, mit einem gezeichneten Kapital  

von 25 Tausend Euro. Die Komplementärin ist am Vermö­

gen sowie am Gewinn und Verlust der Gesellschaft nicht 

beteiligt.

Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung obliegt der NBB Netz-Beteiligungs-

GmbH. Geschäftsführer der GmbH sind:

Dipl.-Ing. Ulf Altmann

Technischer Bereich

Dipl.-Kfm. Frank Behrend

Kaufmännischer Bereich

Auf die Angabe der Gesamtbezüge der Geschäftsführung 

wird gemäß §  286 Abs. 4 HGB verzichtet.

Berlin, den 28. Januar 2010

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG

Ulf Altmann		  Frank Behrend

56  Jahresabschluss

NBB Geschäftsbericht 2009

Jahresabschluss  57

NBB Geschäftsbericht 2009



Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir 

folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 

Gewinn-  und Verlustrechnung sowie Anhang – unter  

Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, 

Berlin, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem­

ber 2009 geprüft. Nach § 10 Abs. 4 EnWG umfasste die 

Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 

in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 

Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrags und die Einhaltung der Pflichten 

nach § 10 Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der 

gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe 

ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 

Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 

Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 

sowie über die interne Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 

EnWG abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB  

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs­

mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 

Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich­

tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 

durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund­

sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lage­

bericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und  

Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 

Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender 

Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten nach 

§ 10 Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt 

sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 

die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 

sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich­

tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres­

abschluss und Lagebericht sowie in der internen Rech­

nungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG überwiegend auf der  

Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 

und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 

Vertreter, die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres- 

abschlusses und des Lageberichts sowie die Beurteilung, 

ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten in der 

internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG sach- 

gerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grund­

satz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auffassung,  

dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 

für unsere Beurteilung bildet. 

 

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung 

der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen Ein­

wendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 

den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 

Bestätigungsvermerk

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt  

unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes  

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell­

schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab­

schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken  

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 

in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG 

hat zu keinen Einwendungen geführt.“

Berlin, 29. Januar 2010

Ernst & Young GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Diederichs			   Bährens

Wirtschaftsprüfer		  Wirtschaftsprüfer
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